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Angesichts der Gefahren, die den demokratischen Freiheiten im allgemeinen
und der Tätigkeit der Gewerkschaften im besonderen durch die Notstands-

gesetze der Bundesregierung drohen, kommt dem Bundeskongreß des Deutschen
Gewerkschaltsbundes in Berlin eine hervorragende politische Bedeutung zu. Von
den Delegierten werden Entscheidungen von großer Tragweite erwartet.

Es geht dabei um nichts Geringeres als um die Existenz einer freien Gewerk-
schaftsbewegung in der Bundesrepublik. Allein der entschiedene Widerstand der
Gewerkschaften gegen die Notstandsgesetze und damit gegen jede Beeinträch-
tigung des uneingeschränkten Rechtes, die Interessen der Lohn- und Gehalts-
empfänger wahrzunehmen, kann die demokratische Substanz in der Bundes-
republik sichern und erhalten. Das Recht des Staates, durch seine Bürokratie die
Freiheit des Arbeitsvertrages aufzuheben, wäre gleichbedeutend mit dem Ende
der persönlichen Freiheit, mit dem Ende der Demokratie überhaupt. Es ist

ein Täuschungsmanöver, den Gewerk-
schaften die Notstandsgesetze schmack-
haft zu machen mit der Versicherung,
das Streikrecht bleibe unangetastet:
Das Recht des Staates, Zwangsver-
pflichtungen zu verfügen, hebt das
Streikrecht, selbst wenn es formell be-
stehen bleibt, praktisch auf.

Auch die gewerkschaftliche Forderung
auf Ausweitung der Mitbestimmung
bedeutet gewiß mehr als nur .dabei'
zu sein. Sie ist eine Forderung, die auf
die Umgestaltung unserer wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Ordnung

hinzielt. Sie bedeutet die Demokratisierung aller Lebensbereiche. Mitbestimmung
ist das Recht der arbeitenden Menschen, über ihr wirtschaftliches und politisches
Schicksal selbst zu bestimmen. Sie ist der Weg zur gesellschaftlichen Gleich-
berechtigung jener Menschen, deren Arbeit und Fleiß Grundlage für das Leben
unseres Volkes ist.

Es kann kein Zweifel darüber bestehen, daß Notstandsverfassung und Mit-
bestimmung sich gegenseitig ausschließen. Notstandsgesetze bedeuten nicht Aus-
weitung der Demokratie, sondern ihren Abbau. Sie bedeuten nicht die Sicherung
der persönlichen Freiheit, sondern die Militarisierung des gesamten öffentlichen
Lebens. Notverordnungen dienen nicht dem Frieden. Sie sind vielmehr Vor-
bereitungen für gefährliche kriegerische Abenteuer, und der Kampf der Gewerk-
schaften gegen Notstandsgesetze ist gleichzeitig auch ein Teil des Kampfes für
die Erhaltung des Friedens.

Die politische Situation in der Bundesrepublik zwingt die Delegierten des
7. ordentlichen Bundeskongresses, sich nicht der Illusion hinzugeben, die Gefah-
ren, die den Gewerkschaften und dem ganzen Volk drohen, könnten mit halb-
herzigen Entschlüssen abgewendet werden. Wer Mitbestimmungsrecht will, muß
die Notstandsgesetze ablehnen; wer eine freie Gewerkschaftsbewegung in der
Bundesrepublik will, darf keine Eingriffe in ihre Rechte zulassen. Der Deutsche
Gewerkschaftsbund ist die tragende Säule der Demokratie in der Bundesrepublik.
Von ihrer Festigkeit wird es abhängen, ob sie Bestand hat oder nicht. sr
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MAL OHNE MASKE
Als SED und SPD im März den ersten
Brief tauschten, da gab es in den Spit-
zen derCDU/CSU noch Zustimmung —
scheinheilige allerdings, wie man heute
sehen kann. Nachdem die SED auf den
Vorschlag der zweiten SPD-Antwort,
den Redneraustausch, eingegangen
war, war es auch mit der scheinheili-
gen Zustimmung zu der Deutschland-
aktivität der SPD vorbei.

Nicht etwa, daß die CDU grundsätzlich
etwas gegen Deutschlandinitiativen
hätte; keineswegs, es geht ihr nur um
die »Sicherung des Rechts". Und bei
einem so stark ausgeprägten Rechts-
bewußtsein, das selbst vor dem Grund-
gesetz nicht halt macht, ist es dann
kein Wunder, wenn dieselben Poli-
tiker, die anfangs Beifall gemimt hat-
ten, jetzt erklären, Ulbricht und die
Spitzenfunktionäre der SED müßten
verhaftet werden, wenn sie nach Han-
nover zur SPD-Kundgebung kämen.
Aber ansonsten ist ihr »höchstes natio-
nales Anliegen die deutsche Wieder-
vereinigung ... bla-bla-bla ..." -fe-



Am Anfang eines langen Weges...

Die erste Begegnung zwischen SPD und SED steht bevor

Gewerkschaften dürfen nicht teilnahmslos zusehen

Obwohl es nicht an massiven Störmanövern Erhards und der CDU/CSU fehlte,
hat sich der Parteivorstand der Sozialdemokratischen Partei nicht davon abhalten
lassen, auf den Vorschlag der SED einzugehen und sich in einem offenen Gespräch
zu stellen. Es ist anzunehmen, daß nach dem Vorschlag der SPD gemeinsame
Kundgebungen in Hannover und Karl-Marx-Stadt, dem früheren Chemnitz, statt-
finden werden. Beide Parteien, SPD und SED, haben inzwischen die Beauftragten
bestimmt, die die technischen Vorbereitungen des Redneraustausches aushandeln
sollen.

Damit ist der erste Schritt getan, die
seit Jahren sterile Deutschlandpolitik
zu beleben; und wenn dieser erste
Schritt auch noch keine dramatischen
Ergebnisse haben wird, ist er doch
zweifellos der bedeutendste, denn an
ihn knüpft sich zumindest die Erwar-
tung, daß ihm weitere Schritte folgen
werden und das begonnene Gespräch
nicht wieder zum Erliegen kommt. Die
Menschen in Ost und West drängen
auf eine vernünftige Lösung der
Deutschland-Frage. Sie fordern eine
Politik der Entspannung zwischen den
beiden deutschen Teilstaaten, die ihnen
das Gefühl von Frieden und Sicherheit
wiedergeben soll.

Es ist nicht anzunehmen, daß sich
der Parteivorstand der SPD der Er-
wartung hingibt, das gesamtdeut-
sche Gespräch könne mit der Ab-
sicht geführt werden, die politischen
und gesellschaftlichen Verhältnisse
in der DDR zu verändern. Die Ge-
spräche können und sollen nichts
anderes bewirken als eine Norma-
lisierung der Beziehungen zwischen
den beiden deutschen Teilstaaten,
als der Beginn eines langwierigen
Weges, der eines Tages in die
Wiedervereinigung unseres Landes
einmünden kann.

Vor einigen Tagen hat dazu Herbert
Wehner ein realistisches und darum
vernünftiges Wort gesagt, als er von
der Möglichkeit sprach, daß auf dem
Wege zur Wiedervereinigung ein Staa-
tenbund die Zwischenstation bedeuten
könnte. Eine Auffassung übrigens, die
nicht viel abweicht von der „Konföde-
ration", die seit Jahren schon von drü-
ben vorgeschlagen wird. Die ständige
und übertriebene Betonung, es handle
sich für die Sozialdemokraten in der
Bundesrepublik bei diesem Gespräch
allein darum, „menschliche Erleichte-
rung" zu schaffen, klingt allerdings
etwas sonderbar für jene, die von
jeder politischen Aktivität in der
Deutschlandfrage sowieso nichts ande-
res erwarten, als daß sie den Menschen
in der Bundesrepublik wie in der DDR
dient.

Die Tatsache, daß die SPD beharrlich
an ihrem Entschluß festhält, einem Ge-
spräch mit der SED nicht auszuwei-
chen, und damit die Bundesregierung 
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und die CDU gezwungen hat, wenn
auch widerstrebend, den Schritt der
SPD anzuerkennen, wirft eine Frage
auf, die Frage nämlich, inwieweit die
Sozialdemokratische Partei in der
Vergangenheit, wäre sie ihrer Rolle
als Oppositionspartei mit gleicher Ent-
schiedenheit nachgekommen, die Poli-
tik der Bundesregierung hätte beein-
flussen können.

Die Hoffnung der Deutschen in Ost
und West hängt an diesem ersten
Gespräch. Mit Recht hat Willy Brandt
festgestellt, daß die großen und zu-
nächst nicht erreichbaren Ziele keine
Ausrede bieten dürften, um praktisch
mögliche Schritte zu unterlassen. Aber
auch umgekehrt muß man sagen, daß
die kleinen und mittleren Schritte
keine Ausrede dafür sein dürfen, die
Grundfragen einer deutschen Frie-
dens- und Wiedervereinigungspolitik
unbeantwortet zu lassen. Eine Ver-
ständigung zwischen der SPD und der
SED über die künftige Gestaltung
Deutschlands, über den Inhalt eines
Friedensvertrages, über eine Erklä-
rung beider deutscher Regierungen,
auf Atomwaffen zu verzichten, ist die
große Möglichkeit, die dieser poli-
tischen Aktion der beiden deutschen
Arbeiterparteien innewohnt.

Der Schritt der Sozialdemokratischen
Partei findet zweifellos auch die Billi-
gung der Gewerkschaftsmitglieder in
der Bundesrepublik. Das geht aus den
Beschlüssen zahlreicher Gewerkschafts-
konferenzen und Versammlungen her-
vor. So erscheint deshalb unverständ-
lich,^ wenn dem Bundeskongreß des
Deutschen Gewerkschaftsbundes eine
Stellungnahme des DGB-Bundesvor-
standes in Form des Antrages Nr. 11
vorliegt, mit dem das sogenannte Kon-
taktverbot zum FDGB neu bestätigt
werden soll. Nur unter bestimmten
Voraussetzungen, wie z. B. die „Grün-
dung freier, unabhängiger Gewerk-
schaften" anstelle des FDGB, soll eine
Überprüfung erfolgen.

Der Bundesvorstand des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes weiß sehr gut, daß
diese Forderungen nicht erfüllbar sind,
und es besteht der Verdacht, daß sie
nur gestellt werden, um zu verhindern,
was die Sozialdemokratische Partei
endlich zu tun bereit ist, nämlich mit 
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Korrektur des Antrages • >.11?

Nadi letzten Informationen sind so-
wohl in den Gewerkschaften als audi
im DGB-Bundesvorstand Bestrebungen
im Gange, den reichlidi unrealistischen
Antrag Nr. 11, der eine innerdeutsche
Annäherung im gewerkschafllidien Be-
reich ausschließen will, durdi einen
anderen, weniger scharfen zu ersetzen.
(Siehe auch: „Am Anfang eines langen
Weges ...")

der anderen Seite zu sprechen. Es wird
den Gewerkschaftern und den Dele-
gierten des DGB-Kongresses nicht ein-
leuchten, daß es richtig sein soll, die
Gewerkschaften in den kommunisti-
schen Staaten zu besuchen und mit
ihnen zu diskutieren, nicht aber mit
den Kommunisten im FDGB.

Den Verantwortlichen im DGB-Bundes-
vorstand kann doch nicht verborgen
geblieben sein, daß die verhärteten
Fronten sidi aufzuweichen beginnen.
Was vor wenigen Jahren unmöglidi
ersdiien, nämlich ein Besuch prominen-
ter DGB-Gewerksdiafter in Moskau,
muß heute als Realität akzeptiert wer-
den. Und es wird, trotz aller gegentei-
ligen Meinungsäußerungen des DGB-
Bundesvorstandes, zu offiziellen Kon-
takten mit dem FDGB kommen, wenn
die Gewerkschaften nicht, wie es der
OTV-Vorsitzende Kluncker einmal ge-
sagt hat, „zu den letzten kalten Krie-
gern gehören wollen".

Heinz Kluncker hat daraus schon
gewisse Konsequenzen gezogen,
und zwar nicht nur in bezug auf
seineKontaklaufnahme mit den Ge-
werkschaften in der Tschechoslo-
wakei und der Sowjetunion, son-
dern auch in einer Stellungnahme
in der „Welt der Arbeit". Hier sagt
er, daß die politische Aktivität zwi-
schen den beiden Teilen Deutsch-
lands die Gewerkschaften dazu
zwingt, ihre bisherigen Vorstellun-
gen zu überprüfen, denn sie könn-
ten nicht von Regierung und Par-
teien Taten fordern und selbst die
Hände in den Schoß legen.

Er schlägt vor, wenn es zu direkten
Auseinandersetzungen mit dem FDGB
kommen sollte, dann müßten, ähnlich
wie im Gespräch mit den Gewerk-
schaften des Ostblocks, Formen und
Methoden entwickelt werden, die eine
möglichst breite Diskussion erlauben.
Die Delegierten des DGB-Kongresses
werden zur Entschließung Nr. 11 das
letzte Wort haben. Es wäre nur zu
wünschen, daß dem Gespräch zwischen
der SPD und der SED bald auch ein
Gespräch zwischen den Gewerkschaf-
ten in beiden Teilen Deutschlands
folgt, denn die politischen Probleme
der Wiedervereinigung können ohne
die Gewerkschaften nicht gelöst wer-
den. FL Seeger



1. Mai 1966 Eine Analyse des Spätkapitalismus
In diesem Jahre waren die öffentlichen
Veranstaltungen anläßlich des Mai-
Feier- und -Kampftages von zwei
Hauptanliegen der Arbeitnehmer ge-
kennzeichnet: Im nationalen Rahmen
stand das beginnende innerdeutsche
Gespräch zwischen der SPD und der
SED und international der schmutzige
Krieg in Vietnam im Mittelpunkt der
Reden und Demonstrationen.

In der Bundesrepublik und in Westber-
lin begrüßten die Redner der Gewerk-
schaften und der Sozialdemokratischen
Partei die Entkrampfung des VerhäJt-
nisses zwischen West- und Ostdeutsch-
land, die sich zur Zeit in ihren zarte-
sten Anfängen befindet.

Der SPD-Vorsitzende Willy Brandt
hat auf der Westberliner Kund-
gebung klargemacht, daß die SPD
— „so schwer es ihr oft fällt und
so schwer es ihr gemacht wird" —
an dem einmal beschrittenen Weg
festhalten will. Damit wurde auch
deutlich, daß die Stimmungsmache
um die jüngsten Zwischenfälle an
der Berliner Mauer ihr Ziel, das
erste gesamtdeutsche Gespräch zu
torpedieren, nicht erreicht hat. Das
muß für die Scharfmacher im Regie-
rungslager eine arge Enttäuschung
sein.

Gleichzeitig haben die Mai-Kundgebun-
gen 'in der ganzen Bundesrepublik, so
unmittelbar vor dem 7. DGB-Kongreß,
wiederum die große Skepsis der Mil-
lionen Gewerkschafter gegenüber den
Nostandsplänen der Bundesregierung
offenbart. Mil aller Schärfe, und unter
dem Beifall der Kundgebungsteilneh-
mer, hat der IG Metall-Vorsizende
Otto Brenner in Essen die unvermin-
derte Anti-Haltung seiner Gewerk-
schaft zu den Notstandsgesetzen be-
tont.

So wie auch in verschiedenen Städten
der Bundesrepublik, waren vor allem
i.m west- und osteuropäischen Ausland,
in Japan und Südvietnam selbst die
Kundgebungen und Demonstrationen
von der Empörung und dem unüber-
hörbaren Protest der Völker gegen
den blutigen US-amerikanischen Krieg
in Vietnam beherrscht. Auch in den
Vereinigten Staaten gab es am 1. Mai
mehrere Demonstrationen gegen die
Politik Johnsons in Südostasien.

Dieser 1. Mai mag den Regierenden,
gleich, wo sie das Sehnen der Men-
schen nach Frieden, Demokratie und
sozialer Gerechtigkeit mißachten, die
Grenzen ihrer Macht vor Augen ge-
führt haben. Sie werden entsprechend
kalkulieren müssen! -ert

ERFOLGREICHE OSTERMÄRSCHE

Die diesjährigen Ostermärsche waren
ohne Zweifel die in ihrer Art erfolg-
reichsten in der Bundesrepublik.
146 000 Bundesbürger beteiligten sich

Im Verlag NACHRICHTEN erschien inferessanfe Broschüre

Wissenschaftliche Konferenz im Juni 1966 in Frankfurt

Im Verlag NACHRICHTEN ist soeben eine Broschüre erschienen, die wohl beson-
ders für den gesellschaftspolitisch Interessierten von Werl sein dürfte. Die Bro-
schüre ist, wie es in einem Vorwort von Heinz Seeger heißt, als Beitrag zu der
Diskussion in der Bundesrepublik über Inhalt und Weg der spätkapitalistischen
Ordnung zu verstehen.

Unter dem Titel „Entwicklungstendenzen des Spätkapitalismus" legt in der
Schrift eine Gruppe marxistischer Wissenschaftler aus der DDR ihre Ansichten
zu diesem Problemkreis dar. Darin sind eine Reihe interessanter Feststellungen
getroffen. So ist auch die Theorie von der zyklischen Überproduktionskrise kein
Tabu mehr. Die Autoren vertreten die Auffassung, daß das kapitalistische System
mit Hilfe des Staates in der Lage ist, durch Regulation von Konjunktur und Stag-
nation wirtschaftliche Katastrophen des Ausmaßes früherer Jahrzehnte zu ver-
hindern. Sie vertreten ferner die These, daß manche Widersprüche im Kapitalis-
mus „zeitweilig und auf Teilgebieten“ durch „staatsmonopolistische Regulie-
rung" gelöst bzw. gemindert werden können.

überhaupt stellt die Analyse des Autorenteams, die nicht nur im Ostblock Auf-
sehen hervorgerufen hat, den offensichtlichen Versuch dar, nach Lenin und Stalin
in bezug auf die kapitalistische Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung wieder
zu neuen Erkenntnissen zu kommen.

Die „Entwicklungstendenzen des Spätkapitalismus" ist auch das Thema einer
wissenschaftlichen Konferenz mit Teilnehmern aus EWG-Ländern, die vom
NACHRICHTEN-Herausgeber Heinz Seeger am 11. Juni 1966 im Hotel „Frank-
furter Hof“ in Frankfurt am Main veranstaltet wird. Dabei stehen die in der
Broschüre vertretenen Auffassungen zur Diskussion. Die fünf Autoren — Dr. Hem-
berger, Prof. Dr. Maier, Dr. Petrak, Prof. Dr. Reinhold und Dr. Schwank — haben
sich freundlicherweise bereit erklärt, ihre Thesen zu verteidigen.

Die Broschüre „Entwicklungstendenzen des Spätkapitalismus" umfaßt 88 Seiten
und kostet 3,— DM. Bestellungen sind zu richten an Heinz Seeger, 799 Fried-
richshafen, Erlenweg 3/9. Sb.

am 9., 10. und 11. April, trotz schlech-
ten, regnerischen Wetters, an den
13 Marsdisäulen und Abschlußkund-
gebungen der „Kampagne für Ab-
rüstung — Ostermarsch der Atom-
waffengegner".

Der Aufruf der Kampagne für Ab-
rüstung wurde von über 10 000
Männern und Frauen aus dem poli-
tischen, kulturellen, sozialen, kirch-
lichen und geistigen Leben der Bun-
desrepublik unterzeichnet. So lei-
steten 1823 Gewerkschaftsfunktio-
näre, 1251 evangelische Theologen,
846 Künstler und Schriftsteller, 494
Wissenschaftler und mehrere so-
zialdemokratische Landtagsabge-
ordnete ihre Unterschrift.

In dem diesjährigen Aufruf der Kam-
pagne für Abrüstung waren die fried-
liebenden Menschen in der Bundes-
republik aufgefordert worden, sidi
gegen den Versuch der Bundesregie-
rung zu wenden, einen Vertrag gegen
die Weiterverbreitung von Atomwaf-
fen durch die Forderung nach Mitver-
fügung über A-Waffen zu blockieren.
Die Atomwaffen- und Rüstungsgegner
forderten außerdem einen beidersei-
tigen Rüstungsstopp und Rüstungs-
beschränkungen sowie eine atomwaf-
fenfreie Zone in Mitteleuropa.

Eine große Rolle spielte in den Pro-
testveranstaltungen der Krieg in Viet-
nam, der als verabscheuungswurdiges
Abenteuer der Vereinigten Staaten
gebrandmarkt wurde. Die Bundes-
regierung wurde aufgefordert, „end-
lich ein für Ost und West annehm-
bares Konzept für eine Sicherheits-
und Friedensregelung in Mitteleuropa“
vorzulegen sowie auf die Notstands-
gesetzgebung zu verzichten.

Angesichts dieser Entwicklung und
der Praxis, daß immer mehr Gewerk-
schafter die Kampagne für Abrüstung
unterstützen, weil sie darin eine effek-
tive Möglichkeit sehen, ihre auch im
DGB-Grundsatzprogramm niedergeleg-
ten Forderungen in bezug auf die Frie-
denssicherung der Wirklichkeit näher-
zubringen, sollte auch der DGB-Bun-
desvorstand künftig seine Reserviert-
heit in dieser Frage aufgeben. Es wäre
zu begrüßen, wenn der Berliner Kon-
greß des DGB eine entsprechende Ent-
schließung, die ihm vorliegt, bestäti-
gen würde. Friede und Entspannung
als Voraussetzung für Demokratie und
Verbesserung des sozialen Besitzstan-
des erfordern den gemeinsamen Ein-
satz aller gutwilligen Kräfte unseres
Volkes.
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Die Weichen sind gestellt

I

Wiedervereinigung

Zu dieser Frage lagen bisher nur 2 An-
träge vor, die beide die jüngste poli-
tische Entwicklung der gesamtdeut-
schen Diskussion außer acht lassen.
Die Antragskommission hat diese An-
träge des Bundesvorstandes und West-
Berlins zusammengefaßt. Dort heißt es
nun: Der DGB fordert „unbeirrt" die
Wiedervereinigung; er appelliert an
die gemeinsame Verantwortung der
Siegermächte und verlangt „im Namen
der Millionen Arbeitnehmer in Mittel-
deutschland ... von den Machthabern
im anderen Teil Deutschlands" die

Die 440 ordentlichen Delegierten des 7. DGB-Kongresses erwarten während ihrer
Berliner Arbeitswoche viele Aufgaben. Eine der wesentlichsten dürfte die Bera-
tung der Anträge sein, die für die nächsten drei Jahre die Richtlinien der DGB-
Politik abstecken. 263 Anträge der Einzelgewerkschaften, der Landesbezirke
und des Bundesvorstandes gingen dem Kongreß zu. Jetzt hat die Antragsbera-
lungskommission ihre Vorarbeiten abgeschlossen und empfiehlt den Delegierten
die Annahme von 125 Anträgen und Entschließungen in z. T. unwesentlich]
geänderter Fassung; weitere 28 Anträge werden mit größeren Änderungen oder
sogar in Neuformulierungen zur Annahme vorgeschlagen, und die restlichen
sollen als Material dem Bundesvorstand überwiesen, den Vermerk „erledigt"
erhalten oder abgelehnt werden, wenn der Antragskommission gefolgt wird.

Die Delegierten des 7. DGB-Kongresses entscheiden

über ein Alfernativprogramm zur Bonner Politik

Aus dieser Überarbeitung des An-
tragsmaterials darf nun keineswegs
der Schluß gezogen werden, die Kom-
mission habe die Substanz der Anträge
gefiltert. Ein Blick in die Antrags-
mappe besagt das Gegenteil: Nur 11
Anträge werden zur Ablehnung emp-
fohlen, davon betreffen 10 inner-
gewerkschaftliche Fragen. Der sach-
liche Inhalt aller anderen Anregun-
gen ist also in den verbliebenen An-
trägen enthalten. Ein Zeichen, in wel-
chem Maße die demokratische Willens-
bildung von unten nach oben in den
Gewerkschaften lebendig ist.

Friedenssicherung

Zu diesem Fragenkomplex liegt der
Antrag 3 der IG Metall vor, der von
Bundesregierung und politischen Par-
teien eigene Abrüstungsinitiativen
und den endgültigen Verzicht auf die
atomare Ausrüstung der Bundeswehr
fordert. Er sieht weiter die Ächtung
der Atomwaffen, eine allgemeine, in-
ternational kontrollierte Abrüstung
und verstärkte gewerkschaftliche Ak-
tivitäten gegen die atomare Gefahr
vor.

Die Gewerkschaft Holz verlangt
von der Bundesregierung, alle Mög-
lichkeiten zu nutzen, um zur Be-
endigung des grausamen Krieges in
Vietnam beizutragen. Weitere An-
träge fordern: einen Gesetzentwurf,
der die Verherrlichung des Krieges
unter Strafe stellt; die Gestaltung
des 1. September als Anti-Kriegs-
tag und die Erhaltung des Friedens
an den Krisenherden ehemals kolo-
nialer Gebiete durch eine sozial
fortschrittliche Politik.

Auch die Forderung nach gewerk-
schaftlichen Ost-Kontakten verdient in
diesem Zusammenhang genannt zu
werden. Der zur Annahme vorgeschla-
gene Antrag empfiehlt, DGB und Ge-
werkschaften sollen „Informations-
fahrten nach Osteuropa durchführen",
um in eigener Anschauung die Lebens-
bedingungen und die politischen Ver-
hältnisse dort kennenzulernen.
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Herstellung des Streikrechts, die Grün-
dung „freier" Gewerkschaften zuzu-
lassen und die Freilassung der poli-
tisch Inhaftierten in der DDR. „Erst
nach der Erfüllung aller dieser Forde-
rungen" würden u. U. „Beziehungen"
zu Organisationen der DDR möglich
werden.

Das Unrealistische dieser Position liegt
auf der Hand, denn mit solchen Be-
dingungen können keine „Beziehun-
gen" hergestellt werden. Sie stehen
darüber hinaus auch im Widerspruch
zum letzten Absatz des Antrages, der
eine „Politik der kleinen Schritte"
unterstützt, um den menschlichen Zu-
sammenhalt zu erhalten und zu ver-
bessern, was ohne eine Normalisie-
rung der Beziehungen ebenfalls schlecht
möglich ist.

Gegen Notstandsgesetze

Trotz der eifrigen Bemühungen des
Bundesinnenministers Lücke wird der
Kongreß wahrscheinlich seine Anti-
Notstandshaltung bekräftigen. Bei nur
zwei Gegenstimmen empfiehlt die An-
tragskommission die Vorlage der IG
Metall, die „mit Befriedigung" fest-
stellt, daß die Bundesregierung mit
ihren bisherigen Plänen nicht zum Ziel
gekommen ist.

Es heißt in dem Antrag:

Die Gewerkschaften lehnen auch
weiterhin jede Notstandsgeseiz-
gebung ab, „welche die demokra-
tischen Grundrechte einschränkt
und besonders das Versammlungs-,
Koalitions- und Streikrecht der Ar-
beitnehmer und ihrer gewerk-
schaftlichen Organisationen be-
droht." Es wird die Entschlossen-
heit des DGB bekräftigt, „die
Grundrechte und Prinzipien des
Grundgesetzes gegen jeden An-
griff zu verteidigen".

Für erweiterte Mitbestimmung

Der neuformulierte Antrag 166 besagt,
„eine wahrhaft demokratische Ord-
nung" sei überhaupt erst möglich, wenn
auch Mitbestimmung in der Wirt-
schaft vorhanden sei. Das Betriebsver-
fassungsgesetz sei unzulänglich, da es
dem Betriebsrat in den wichtigsten be-
trieblichen Fragen die Mitbestimmung
verwehre. Es wird eine Neufassung
dieses Gesetzes gefordert. Der Antrag
verlangt eine Ausdehnung der Mon-
tanmitbestimmung auf alle Großunter-
nehmen und vom DGB-Bundesvorstand
die Ausarbeitung einer Konzeption
zur überbetrieblichen Mitbestimmung.

Lohnpolitik

Mehrere Anträge liegen zur Preispoli-
tik vor. Sie fordern Aufklärung über
die Ursachen der Preissteigerungen,
„kompensatorische Preissenkungen"
von der Regierung und Maßnahmen
gegen wirtschaftlichenMachtmißbrauch.
Zahlreiche sozialpolitische Anträge
fordern eine umfassende Sozialreform.
Zur Vermögenspolitik wird gesagt:

Die einseitige Vermögensverteilung
sei eine soziale Ungerechtigkeit, die
dringend korrigiert werden muß. Das
setze eine Änderung der bisherigen
Wirtschafts-, Steuer- und Preispolitik
voraus. Um den Anteil der Arbeitneh-
mer am Sozialprodukt zu erhöhen,
müsse die aktive Lohn- und Gehalts-
pol'itik fortgesetzt werden. Vermögens-
wirksame Tarifvereinbarungen sollten
zusätzlich von den Arbeitgebern ge-
tragen werden und nicht lohnbezogen
sein. Die soziale Sicherheit müsse wei-
ter ausgebaut werden.

So bietet sich in groben Umrissen das
Bild von den vielschichtigen /Proble-
men, über die der 7. DGB-Kongreß
beraten wird. Die Antragskommission
hat gute Vorarbeit geleistet. Nun ha-
ben die Delegierten das Wort; sie wer-
den die Arbeit vollenden und viel-
leicht, wo nötig, noch präzisieren.

H. Cz.



Anträge an den DGB-Kongreß Keine Notstandsgesetze!

Die Anträge und Entschließungen, die auf dem 7. DGB-Kongreß den Delegierten
zur Beratung und Entscheidung vorliegen, sind nicht nur eine Widerspiegelung
des Willens und der Erwartungen von Millionen Gewerkschaftern; sie bilden
darüber hinaus in ihrem Inhalt ein im allgemeinen empfehlenswertes Konzept
für eine deutsche Politik nach innen und außen. Vor allem beweisen die in den
Anträgen enthaltenen Aussagen im politischen, wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Bereich die gesellschaftspolitische Verantwortung und Reife der
Gewerkschaftsbewegung. Es wäre zu wünschen, daß der Einfluß der Gewerk-
schaften auf das öffentliche Leben in der Bundesrepublik noch weit stärker als
bisher spülbar würde. — Folgende von der Antragskommission überarbeitete
und zur Annahme empfohlene Anträge an den Berliner DGB-Kongreß erscheinen
uns von besonderer Wichtigkeit:

Abrüstung und A-Waffenverbot

Der 7. Ordentliche Bundeskongreß des
DGB wendet sich erneut gegen die
atomare Gefahr und das atomare
Wettrüsten in Ost und West. Er for-
dert die Bundesregierung und die poli-
tischen Parteien auf, eigene Abrüstungs-
initiativen zu entwickeln und auf die
atomare Ausrüstung der Bundeswehr
endgültig zu verzichten. Die mili-
tärische Vorbereitung auf einen Atom-
krieg ist kein Mittel zur Verhinderung
des Krieges und zum überleben, son-
dern ist Vorbereitung zum Selbst-
mord. Die Ereignisse der letzten Jahre,
die Kuba-Krise ebenso wie der Krieg
in Vietnam haben immer wieder die
Gefahr einer allgemeinen Katastrophe
heraufbeschworen. Der Frieden der
Welt kann nur erhalten und die Gefahr
atomarer Zerstörung nur dann gebannt
werden, wenn alle Krisen- und Span-
nungsherde beseitigt und keine Atom-
waffen mehr hergestellt, weitergege-
ben und benutzt werden.

Deshalb fordert der 7. Bundeskongreß
des DGB erneut:

Vernichtung aller Kernwaffenvorräte
in Ost und West;

Vernichtung und Verbot aller Atom-
waffen;

allgemeine international kontrollierte
Abrüstung;

Aktivierung der Öffentlichkeit und
verstärkte gewerkschaftliche Anstren-
gungen im Kampf gegen die atomare
Gefahr. (IG Metall)

Gegen Krieg in Vietnam

Der DGB-Bundeskongreß richtet einen
ernsten Appell an die Bundesregie-
rung und fordert sie auf, alle poli-
tischen und diplomatischen Möglich-
keiten zu nutzen, die dazu beitragen
können, den grausamen Krieg in Viet-
nam zu beenden.

Begründung: Unsere Absicht ist
es nicht, die eine oder andere Seite
allein für den schmutzigen Krieg in
Vietnam verantwortlich zu machen.
Uns geht es einzig und allein darum, 

daß diesem Krieg möglichst bald ein
Ende bereitet wird.

(Gewerkschaft Holz)

Antikriegstag

Der Bundeskongreß fordert den Bun-
desvorstand des DGB und die Vor-
stände der Gewerkschaften und Indu-
striegewerkschaften auf, alles Erdenk-
liche zu unternehmen, damit des 1. Sep-
tembers in würdiger Form als eines
Tages des -Bekenntnisses für den Frie-
den und gegen den Krieg gedacht
wird. (IG Metall)

Festigung der Demokratie

Der 7. DGB - Bundeskongreß betont
seine Entschlossenheit, für die demo-
kratische Entwicklung unserer gesell-
schaftlichen und staatlichen Ordnung
verantwortlich einzutreten. Der Kon-
greß warnt vor der Bagatellisierung
der zunehmenden rechtsradikalen und
antisemitischen Tendenzen, die geeig-
net sind, das Ansehen der Bundesrepu-
blik und die demokratische Entwick-
lung zu beeinträchtigen.

Die Bundesregierung wird aufgefor-
dert, reaktionäre und chauvinistische
Verhetzung, wie sie zum Beispiel
immer wieder in der „National- und
Soldatenzeitung“ zum Ausdruck
kommt, nicht mehr länger hinzu-
nehmen.

Vorgänge der letzten Zeit, wie Fried-
hofsschändung, Bücherverbrennung,
Brandstiftung und Morddrohungen ge-
gen unbequeme Kritiker, Emigranten-
hetze und Verherrlichung des Faschis-
mus sowie die Bedrohung der Befür-
worter der EKD-Denkschrift, zeigen,
wie berechtigt unsere Sorge um die
Aufrechterhaltung einer freiheitlichen
Ordnung ist.

Der 7. DGB-Bundeskongreß erwartet,
daß Bundesregierung, Bundestag und
die Parteien diesen antidemokrati-
schen Vorgängen entgegenwirken.
(DGB - Landesbezirk Baden - Württem-

berg)

Der 7. Ordentliche Bundeskongreß be-
kräftigt die 1962 auf dem DGB-Kon-
greß in Hannover gefaßten Beschlüsse
zur Notstands- und Notdienstgesetz-
gebung. Er stellt mit Befriedigung fest,
daß die Bundesregierung mit ihrer seil
Jahren verfolgten verfassungsändern-
den Notstandsgesetzgebung und der
Einführung einer allgemeinen Dienst-
verpflichtung bisher nicht zum Ziele
gekommen ist, und sieht darin nicht
zuletzt einen Erfolg der gewerkschaft-
lichen Haltung.

Die Gewerkschaften lehnen auch wei-
terhin jede Notstandsgesetzgebung ab,
welche die demokratischen Grund-
rechte einschränkt und besonders das
Versammlungs-, Koalitions- und Streik-
recht der Arbeitnehmer und ihrer ge-
werkschaftlichen Organisationen be-
droht. Nach wie vor wenden sie sich
vor allem gegen eine allgemeine
Dienstverpflichtung und die dafür er-
forderliche Abänderung des Artikels 12
Absatz 2 des Grundgesetzes, der eine
allgemeine Zwangsarbeit verbietet.

Die Bundesregierung wendet schon
jetzt mit den sogenannten Schubladen-
verordnungen ein Verfahren an, das
sich außerhalb der Verfassung bewegt.
Bei diesen Verordnungen handelt es
sich um einschneidende geheime Be-
stimmungen, die teilweise schon heute
bei den Länder- und Gemeindebehör-
den unter Verschluß liegen, um not-
falls auf Anordnung der Bundesregie-
rung schlagartig in Kraft gesetzt zu
werden. Diese Praxis beweist, wie
wichtig es ist, daß die Exekutive keine
Vollmachten erhält, die es ihr gestat-
ten, unter Umgehung der Legislative
die Rechte des einzelnen und gesell-
schaftlicher Gruppen zu beschneiden.

Der 7. Bundeskongreß des DGB be-
kräftigt die Entschlossenheit der Ge-
werkschaften, die Grundrechte und
Prinzipien des Grundgesetzes gegen
jeden Angriff zu verteidigen. Er erin-
nert die Abgeordneten des Bundes-
tages an ihre demokratische Verant-
wortung und fordert sie auf, im Bunde
mit den Gewerkschaften, den Vertre-
tern der Wissenschaft und anderen
demokratischen Kräften allen weiteren
Versuchen entgegenzutreten, Grund-
rechte im Wege der Notstands- und
Notdienstgesetzgebung einzuschrän-
ken. (IG Metall)

Informationsreisen nach Osteuropa

Die Delegierten des 7. Ordentlichen
Bundeskongresses fordern den Bun-
desvorstand des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes auf, Informationsreisen
in osteuropäische Staaten zu fördern.
Die Delegierten begrüßen die bisher
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durchgeführten Gedenkfahrten der
Gewerkschattsjugend zu Stätten des
nationalsozialistischen Terrors in Po-
len und der CSSR.

Darüber hinaus sollen DGB und Ge-
werkschaften Informationsfahrten
durchführen, um in eigener Anschau-
ung die Lebensbedingungen und die
politischen Verhältnisse in den ost-
europäischen Ländern kennenzulernen
und zugleich vorhandene Klischees
über politische Verhältnisse in der
Bundesrepublik abbauen zu helfen.
Dabei sollte durch Gespräche mit der
Bevölkerung Verständnis für die Pro-
bleme des geteilten Deutschlands ge-
weckt werden. (IG Metall)

Allgemeine Gewerkschaftspolitik

Der 7. Ordentliche BundeskongreB des
DGB bekräftigt das Bekenntnis der
deutschen Gewerkschaften zum demo-
kratischen und sozialen Rechtsstaat
des Grundgesetzes. Nur die aktive
Beteiligung der Arbeiter, Angestell-
ten und Beamten und ihrer Organi-
sationen im Staats- und Wirtschafts-
leben sichert Bestand und Ausbau un-
serer demokratischen Ordnung.

Die im Deutschen Gewerkschaftsbund
vereinten Gewerkschaften haben ihre
Ziele im Düsseldorfer Grundsatzpro-
gramm von 1963 formuliert. Diese die-
nen der Verwirklichung der sozialen
Demokratie und der vollen Gleich-
berechtigung der Arbeitnehmer in al-
len Bereichen des öffentlichen Lebens.
Der 7. Bundeskongreß des DGB be-
kennt sich nachdrücklich zu diesen Zie-
len. Er verpflichtet gleichzeitig die dem
DGB angeschlossenen Verbände, das
Aktionsprogramm des DGB weiterhin
zur Grundlage der gewerkschaftlichen
Aktivität zu machen. Alle Mitglieder
und Funktionäre der Gewerkschaften
müssen sich für die Verwirklichung
der Forderungen des Aktionspro-
gramms einsetzen und seine schritt-
weise Erfüllung mit allen Kräften för-
dern. Das Aktionsprogramm weist den
Weg, auf dem die Gewerkschaften den
sozialen Fortschritt gegen alle Wider-
stände erfolgreich durchsetzen kön-
nen .. .

Mit Sorge beobachten die Gewerk-
schaften die zunehmende Tendenz der
Gerichte, besonders der Arbeitsgerich-
te, in der sozialen Auseinandersetzung
Entscheidungen zugunsten der Arbeit-
geber zu treffen. Es besieht die Gefahr,
daß die Arbeilsrechtsprechung sich in
zunehmendem Maße von der sozialen
Wirklichkeit entfernt und ihrem ur-
sprünglichen Auf trag untreu wird, dem
Schutz des sozial Schwächeren zu die-
nen. Der Deutsche Gewerkschaftsbund
wird diese Entwicklung aufmerksam
verfolgen und allen Versuchen, die
gewerkschaftliche Bewegungsfreiheit
zu behindern, entschieden entgegen-
wirken.

Im Bewußtsein seiner demokratischen
Verantwortung fordert der 7. Ordent-
liche Bundeskongreß des DGB Bundes- 
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regicrung und Öffentlichkeit auf, allen
rechtsradikalen und antisemitischen
Tendenzen in der Bundesrepublik ent-
schlossen entgegenzutreten. Die Ge-
fahren, die sich daraus für das An-
sehen und die demokratische Glaub-
würdigkeit der Bundesrepublik erge-
ben, dürfen nicht bagatellisiert werden.
Wir fordern Bundesregierung und Ju-
stiz auf, Naziverbrechen mit aller
Schärfe zu verfolgen und bei der straf-
rechtlichen Ahndung von Angriffen
rechts- wie linksradikaler Kräfte ge-
gen unsere Demokratie keine unter-
schiedlichen Maßstäbe anzuwenden.
Die volle Rechtsgleichheit und Verant-
wortung aller vor dem Gesetz muß
sichergestellt werden.

(IG Metall — Auszug)

Sozialreform

Der 7. Ordentliche Bundeskongreß des
Deutschen Gewerkschaftsbundes for-
dert von Bundestag und Bundesregie-
rung die beschleunigte Durchführung
einer umfassenden Sozialreform. Bei
einer Neuregelung der sozialen Kran-
kenversicherung als Teilstück der So-
zialreform darf es nicht zu einer über
den Beitrag hinausgehenden Kosten-
beteiligung der Versicherten kommen.
Die Finanzierung sachfremder Lei-
stungen darf nicht aus Beilragsmitteln
der Krankenversicherung erfolgen. Für
Auftragsangelegenheiten sind sämt-
liche Aufwendungen zu ersetzen.

Mit der Sozialreform ist auch ein ein-
heitlicher, für alle Sozialversiche-
rungsträger verbindlicher Sozialärzt-
licher Dienst zu schaffen.

(DGB - Landesbezirk Niedersachsen —
Neufassung der Antragkommission)

Wirtschaftspolitik

. . . Nur eine Wirtschaftspolitik, die
vorausschauende klare Alternativen
aufzeigt, wird in der Lage sein, zu-
kunflsgestaltend zu wirken. Grund-
lage wirtschaftspolitischer Entschei-
dungen müssen die Auswertung einer
differenzierten volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung und die Aufstellung
eines mittelfristigen Nationalbudgets
sein. Wirtschaftsplanung auf verschie-
denen Stufen und Bereichen, die zu
einer gesamtwirtschaftlichen Rahmen-
planung koordiniert sein müssen, bil-
det heute ein notwendiges Element
moderner Wirtschaftspolitik in allen
entwickelten Industrieländern.

Der Bundeskongreß des DGB stellt mit
Befriedigung fest, daß in Wissenschaft
und Öffentlichkeit das Verständnis für
eine Rahmenplanung erheblich ge-
wachsen ist.

Die Wirtschafts-, Steuer- und Preis-
politik der Bundesregierung ist keine
Politik aus einem Guß und im Prinzip 

arbeitnehmerfeindlich. Der Bundeskon-
greß des DGB fordert daher die Bun-
desregierung erneut auf, im Sinne
eines krisenfreien Wirtschaftswachs-
tums, einer gerechten Einkommens-
und Vermögensverleilung, der Stabi-
lität des Geldwertes und der Verhin-
derung des Mißbrauchs wirtschaftlicher
Macht tatkräftig zu handeln.

(IG Metall — Auszug)

Mitbestimmung

Die gewerkschaftliche Forderung nach
einer gleichberechtigten Beteiligung
der Arbeitnehmer an den Entschei-
dungen in allen Bereichen des Gesell-
schaftslebens wird getragen von der
Überzeugung, daß eine wahrhaft demo-
kratische Ordnung überhaupt erst
möglich ist, wenn die arbeitenden
Menschen nicht nur als Staatsbürger
über Parlament, Regierung und Ver-
waltung milbestimmen, sondern dar-
über hinaus unmittelbar in der Wirt-
schaft einen mitbestimmenden Einfluß
haben. Dieser Einfluß soll sich am
Arbeitsplatz selbst, im Betrieb, im Un-
ternehmen, im Industriezweig, im na-
tionalen Rahmen und in den euro-
päischen Institutionen auswirken . ..

In allen modernen Volkswirtschaften
muß eine planmäßige und voraus-
schauende Wirtschaftspolitik betrie-
ben werden. Das gilt für die Bundes-
republik ebenso wie für die europä-
ischen Gemeinschaften.

Jede vorausschauende und planmäßige
Wirtschaftspolitik ist auf die verant-
wortliche Mitarbeit der Gewerkschaf-
ten angewiesen. Dieser Verantwor-
tung müssen die Möglichkeiten der
Mitbestimmung entsprechen.

In der Bundesrepublik muß die über-
betriebliche Mitbestimmung in pari-
tätisch aus Arbeitnehmervertretern
und Unternehmensvertretern besetzten
Organen verwirklicht werden.

In allen Organen der europäischen
Gemeinschaften ist eine gleichberech-
tigte Beteiligung der Arbeitnehmer
bei den wirtschaftspolitischen Entschei-
dungen zu sichern ...

Der Bundeskongreß erkennt an, daß
seit dem 6. Bundeskongreß der DGB,
die Industriegewerkschaften und Ge-
werkschaften wichtige Vorbereitungen
für die Erweiterung der Mitbestim-
mung getroffen und eine intensive
Aufklärungsarbeit eingeleitet haben.
Er beauftragt den Bundesvorstand, die
umfassende Unterrichtung der Öffent-
lichkeit über die Bedeutung der Mit-
bestimmung und die innergewerk-
schaftliche Vorbereitung auf die Erfül-
lung dieser großen Aufgaben zu ver-
stärken.

Der Bundeskongreß unterstreicht die
Notwendigkeit, durch umfangreiche
Bildungs- und Schulungsmaßnahmen
alle für Mitbestimmungsfunktionen
vorgesehenen Arbeitnehmervertreter 



noch intensiver als bisher mit den Zie-
len der Mitbestimmung vertraut zu
machen und auf ihre Tätigkeit vorzu-
bereiten. Zu diesem Zwecke sind in
den DGB-Bundesschulen langfristige
Mitbeslimmungslehrgänge einzurich-
ten ...

(Neuformulierung der Antragskommis-
sion für fünf Anträge — Auszug)

Betriebsverfassungsgesetz

Der 7. Ordentliche Bundeskongreß des
DGB beauftragt den Bundesvorstand,
im Einvernehmen mit den Industrie-
gewerkschaften und Gewerkschaften
alsbald Vorschläge zur Novellierung
des Betriebsverfassungsgesetzes aus-
zuarbeiten. Diese Vorschläge sollen
insbesondere eine Verstärkung der
Mitwirkungs- und Mitbestimmungs-
rechte der Arbeitnehmer und ihrer
Vertretungen im Betrieb und am Ar-
beitsplatz zum Inhalt haben.

(DGB-Landesbezirk Bayern —
Neufassung der Antragskommission)

Sicherheit bei Automation

Der mögliche Vorteil der technischen
Entwicklung ist ein besseres und sinn-
volleres Leben durch: steigendes So-
zialprodukt, höhere Löhne und Gehäl-
ter, wachsenden Wohlstand, kürzere
Arbeitszeit, längeren Urlaub, Ent-
lastung von körperlicher Arbeit.

Die möglichen Nachteile der tech-
nischen Entwicklung sind: allgemeine
Arbeitslosigkeit, strukturelle Arbeits-
losigkeit, Arbeitsplatzwechsel mit Ent-
wertung beruflicher Kenntnisse und
Erfahrungen, Gefährdung des sozialen
Besitzstandes, geringere berufliche
Aufstiegsmöglichkeiten und neue psy-
chisch-nervliche Belastungen einzelner
Arbeilnehmergruppen.

In der Bundesrepublik werden die
nachteiligen Folgen der technischen
Entwicklung von der Hochkonjunktur
überdeckt. Die von den Gewerkschaf-
ten durchgesetzten Lohn- und Gehalts-
erhöhungen und Arbeitszeitverkür-
zungen erleichterten bisher die Wei-
ter- und Wiederbeschäftigung betrof-
fener Arbeitnehmer. Wirtschaftliche
Fehlentwicklungen können aber nur
durch vorausschauende Planung ver-
hindert werden. Am Beipiel der USA
läßt sich erkennen, welche Auswirkun-
gen bei mangelnder oder nicht recht-
zeitiger Vorsorge zu erwarten sind.

Der Bundeskongreß des DGB fordert
von der Bundesregierung und den
Unternehmern, die Chancen der tech-
nischen Entwicklung voll zu nutzen
und ihre Risiken rechtzeitig zu ver-
meiden.

(Neulormulierung der Antragskommis-
sion — Auszug)

Notstandsgegner bleiben hart

Alle Aufweichungsversuche Minister Luckes durchschaut

DGB-Kongreß wird das entscheidende Wort sprechen

Die Denkschrift des Bundesinnenministers Lücke über die Notstandsgesetzgebung
an den Deutschen Gewerkschaftsbund, die offenbar darauf abzielte, die gewerk-
schaftliche Haltung aufzuweichen, hat eher das Gegenteil bewirkt. Unmittelbar
zu Beginn des 7. Bundeskongresses haben der DGB-Bundesvorstand und die gro-
ßen Gewerkschaften IG Metall und IG Chemie ihren weiterhin ablehnenden
Standpunkt in der Notstandsfrage unterstrichen. Da auch die Antragskommission
den Kongreßdelegierten die Annahme des IG-Metall-Antrages empfiehlt, der die
bisherige gewerkschaftliche Auffassung bekräftigt, dürfte mit einer abermaligen
Ablehnung der Bonner Pläne zur Einschränkung und Beseitigung der demokra-
tischen Ordnung durch die Gewerkschaftsbewegung gerechnet werden.

Die Bundesregierung, die schon seit
sieben Jahren vergeblich versucht, die-
sen Gesetzeskomplex gegen den er-
kennbaren Willen der Volksmehrheit
durchzusetzen, und die daran schon
zwei Innenminister (Schröder und Hö-
cherl) zerschlissen hat, wird sich fra-
gen müssen, ob sie es jemals wagen
kann, Notstandsrecht gegen den Wil-
len von Millionen Gewerkschaftern zu
praktizieren.

Bedeutungsvoll ist in diesem Zusam-
menhang, daß in den letzten Wochen
und Monaten, angeregt durch den an-
haltenden Widerstand der Gewerk-
schaften, auch in den Organisationen
der Sozialdemokratischen Partei eine
wachsende Ablehnung der Notstands-
und Notdienstpläne Bonns spürbar ge-
worden ist. Dafür sind die Abwahl des
Notstandsbefürworters Schmitt-Vok-
kenhausen (MdB) aus dem Bezirksvor-
stand Hessen-Süd der SPD und zahl-
reiche Anti-Notstandsanträge an den
bevorstehenden SPD-Parteitag nur
äußere Kennzeichen.

Es haben sich also die Bedingungen
für eine endgültige Verhinderung
der für Demokratie und Rechts-
staatlichkeit tödlichen Notstands-
gesetze weiter verbessert. Diese
Chance darf nicht ungenutzt blei-
ben. Vom DGB-Kongreß wird dar-
um erwartet, daß er ein hartes Nein
spricht — wenn es sein muß, nach
öffentlicher Belehrung der Befür-
worter einer Notstandsregelung
um Georg Leber.

Auch seit der neue Innenminister Lücke
sich in diesem Metier versucht, hat sich
am Inhalt der Notstands- und Not-
dienstpläne der Bundesregierung nichts
geändert. Nach wie vor sollen wesent-
liche Grundrechte, wie Streikredit,
Koalitions- und Versammlungsfreiheit,
die Freizügigkeit der Person usw. ein-
geschränkt oder gar beseitigt werden.
Es ist audi eine bewußte Irreführung
der Öffentlichkeit, wenn in der Lücke-
Denksdirift an den DGB behauptet wird,
die Streikfreiheit solle selbst im äuße-
ren Notstandsfall, im Kriege, garan-
tiert bleiben. Dieser Zusicherung steht
die Tatsache gegenüber, daß infolge
der vorgesehenen Dienstverpflichtung
von Millionen Arbeitnehmern kaum 

jemand bleibt, der noch streiken darf.
Denn Dienstverpflichtete dürfen es
nicht. Und die übrigen können es we-
gen der Einschränkung des Versamm-
lungsrechts auch nicht.

Ein anderer Trick des neuen Innen-
ministers ist die Ankündigung, auf
die Regelung des „inneren Not-
standes verzichten zu wollen, wenn
sich die Gewerkschaften zu einer
Mitarbeit bei der juristischen Fixie-
rung des „äußeren" Notstandes ver-
stehen würden. Es hat sich nun her-
ausgestellt, daß Lüche für diesen
„äußeren" Notstand Regelungen
wünscht, die so weitgehend sind,
daß sie gleich jene mit einschlie-
ßen, die zunächst für den „inneren"
Notstand (soziale und politische
Massenstreiks und Protestbewe-
gungen) vorgesehen waren.

So sieht der Gesetzentwurf eine
Dienstverpflichtung von etwa 9 Millio-
nen Arbeitnehmern nicht erst im Zu-
stand der äußeren Gefahr, sondern
bereits in einer Situation vor, in der
die Bundesregierung feststellt, „daß
dies zur Herstellung oder Aufrecht-
erhaltung der Verteidigungsbereit-
schaft oder zum Schutze der Versor-
gung der Zivilbevölkerung erforderlich
ist“. Das kann schon in tiefen Frie-
denszeiten sein, ohne daß irgendeine
Bedrohung von außen erkennbar wäre.
Geübte antikommunistische Demago-
gen sehen überdies zu jeder Zeit
(Adenauer: „Die Lage war noch nie so
ernst") eine Bedrohung der friedlie-
benden Bundesrepublik.

Sollte aber beim besten Willen kein
Land so gefällig sein, die Bundesrepu-
blik zu bedrohen, so dürfte es erfah-
renen Politikern nicht schwerfallen,
durch allerlei Engagements in kriege-
rischen Verwicklungen (Vietnam) oder
durch eine entsprechende Politik ge-
genüber Nachbarstaaten (Gebietsfor-
derungen an Polen, Sowjetunion und
Tschechoslowakei) den gewünschten
Spannungs- und Notstandsfall herbei-
zuführen — und sei es nur, um im
Innern mit unbequemen Situationen
fertig zu werden. Auch das Dritte Reich
fühlte sich fortwährend bedroht und
rüstete nur für die Verteidigung —
bis es am 1. September 1939 Europa in
Brand steckte. G. S.
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Kriterium der Demokratie

Die Mitbestimmung muß aus dem Diskutierstadium heraus

Der 7. DGB-Bundeskongreß wird die Marschroute beschließen

Im Kampf um die wirtschaftliche, politische und gesellschaftliche Gleichberech-
tigung der Arbeitnehmer kommt zwei Forderungen der Gewerkschaften beson-
dere Bedeutung zu: dem Mitbestimmungsrecht und der Überführung der Schlüssel-
industrie in Gemeineigentum.

Schon im ersten Grundsatzprogramm
des Deutschen Gewerkschaftsbundes,
beschlossen auf dem Münchner Grün-
dungskongreß, wurde festgestellt: „Die
Erfahrungen der Jahre 1918 bis 1933
haben gelehrt, daß die formale poli-
tische Demokratie nicht ausreicht, eine
echte demokratische Gesellschaftsord-
nung zu verwirklichen. Die Demokra-
tisierung des politischen Lebens muß
deshalb durch die Demokratisierung
der Wirtschaft ergänzt werden.“

Im gleichen Sinne äußert sich die An-
Iragskommission, die für den Berliner
Bundeskongreß Anträge und Entschlie-
ßungen bearbeitet und mit entspre-
chenden Empfehlungen versieht. In
einer Entschließung zur Mitbestim-
mung hat die Kommission die Forde-
rung auf Ausweitung der Mitbestim-
mung damit begründet, daß eine
„wahrhaft demokratische Ordnung
überhaupt erst möglich ist, wenn die
arbeitenden Menschen nicht nur als
Staatsbürger über Parlament, Regie-
rung und Verwaltung mitbestimmen,
sondern darüber hinaus unmittelbar in
der Wirtschaft einen mitbestimmen-
den Einfluß haben. Dieser Einfluß soll
sich am Arbeitsplatz selbst, im Betrieb,
im Unternehmen, im Industriezweig,
im nationalen Rahmen und in den
europäischen Institutionen auswir-
ken ...“

Es ist bemerkenswert, daß die An-
tragskommission über die in der
Entschließungsvorlage zur Mit-
bestimmung enthaltenen Forderun-
gen des Bundesvorstandes noch
hinausgegangen ist. Während der
Bundesvorstand die qualifizierte
Mitbestimmung nur auf Kapital-
gesellschaften ausgedehnt wissen
wollte, hat die Antragskommission
die Mitbestimmungsforderung auch
auf große Unternehmen ausgedehnt,
die nicht in Form von Kapitalgesell-
schaften betrieben werden, und vom
Gesetzgeber eine Reform des Un-
lernehmensverfassungsrechtes ge-
fordert als Voraussetzung dafür,
auch in diesem Bereich die qualifi-
zierte Mitbestimmung einführen zu
können.

Die Delegierten des Bundeskongresses
werden aber nicht umhin können, sich
weiter Gedanken darüber zu machen,
wie und mit welchen Methoden das
Mitbestimmungsrecht der Lohn- und
Gehaltsempfänger in jenen Betrieben 

und Werkstätten verwirklicht werden
kann, die bisher im Schatten der Mit-
bestimmungsforderungen gestanden
haben. Und damit sind nicht zuletzt die
Handwerksbetriebe gemeint, denen
nach der Handwerksordnung über die
Gesellenausschüsse ein „Mitbestim-
mungsrecht" zugestanden worden ist,
das auch nicht im entferntesten diese
Bezeidinung verdient.

In der Auseinandersetzung um das
Recht auf qualifizierte Mitbestimmung
sollte nicht die Forderung fehlen, auch
für die Beschäftigten im Handwerk,
und das sind immerhin zur Zeit mehr
als 3,7 Millionen, endlich ein tatsäch-
liches Milbestimmungsrecht zu ver-
wirklichen. Eine Änderung der Hand-
werksordnung ist hier unbedingt von-
nöten, die den Gesellenausschüssen
Mitbestimmungsfunktionen zugesteht
und die vor allem jedem Beschäftigten
im Handwerk und nicht nur dem Ge-
sellen mit Gesellenbrief, das aktive
und passive Wahlrecht zu den Gesel-
lenausschüssen einräumt.

Zur Ausweitung der Mitbestimmung
gehören Ferner energische Vorstöße
auf eine Änderung des Betriebsver-
fassungsgesetzes zur Verstärkung der
Mitwirkung und des Mitbestimmungs-
rechts der Arbeitnehmer und des Be-
triebsrates in Betrieb und Werkstatt.
Den Delegierten liegt ein Antrag des
DGB-Landesbezirks Bayern, in einer
Neufassung der Antragskommission,
vor, der entsprechende Formulierun-
gen zum Inhalt hat.

Uber die betriebliche Mitbestimmung
hinaus fordert die Entschließung der
Antragskommission zur Ausweitung
der Mitbestimmung, daß darüber hin-
aus die überbetriebliche Mitbestim-
mung in paritätischen, aus Arbeitneh-
mervertretern und Unternehmerver-
tretern besetzten Organen verwirk-
licht wird.

Die Antragskommission ging von der
Erkenntnis aus, daß die wirtschaftliche
Mitbestimmung nach den Vorstellun-
gen der Gewerkschaften sich nicht auf
die Betriebe beschränken kann, son-
dern vielmehr auf die Gesamtwirt-
schaft ausgedehnt werden muß. Uber
betriebliche Mitbestimmung allein kön-
nen wirtschaftspolitische Fehlentschei-
dungen des Staates, die sich gegen die
Interessen der Arbeiter und Angestell-
ten richten, nicht neutralisiert werden.

Mitbestimmung, soll sie umfassend
und wirksam sein, muß sich entschei-
dend auch auf die Wirtschaftspolitik
auswirken können.

Die Forderung der Gewerkschaften
auf Ausweitung der Mitbestimmung
bedeutet nicht, daß nun eine Handvoll
Gewerkschaftsvertreter mehr in die
Aufsichtsräte einzieht, sie berührt
vielmehr zutiefst die materiellen In-
teressen der Lohn- und Gehaltsemp-
fänger. In einem bemerkenswerten
Artikel, der zum Mitbestimmungspro-
blem in der DGB-Funktionärszeitschrift
„Die Quelle" veröffentlicht worden ist,
heißt es, daß sich in einer Umfrage
65 Prozent der Befragten für die so-
ziale Sicherheit als wichtigste Aufgabe
der Gewerkschaften ausgesprochen
haben. „Die Quelle" folgert daraus,
daß es notwendig sei, den Zusammen-
hang zwischen Miitbestimmung und
sozialer Sicherheit mehr als bisher für
die Gewerkschaftsmitglieder aufzu-
zeigen.

Darüber hinaus sollte der 7. Bun-
deskongreß klarmachen, daß Mit-
bestimmung für die Gewerkschaf-
ten tatsächlich die Demokratisie-
rung der Wirtschaft bedeutet; und
Demokratisierung heißt die Mit-
beteiligung der Arbeitnehmer an
allen Entscheidungen, die den Be-
trieb und damit ihren Arbeitsplatz
und ihre wirtschaftliche Lage und
soziale Sicherheit betreffen.

Zur Realisierung der qualifizierten
Mitbestimmung in der Wirtschaft be-
darf es aber nicht allein guter For-
mulierungen, sondern auch des Ver-
trauens auf die eigene Kraft; es bedarf
der Entschiedenheit, diese Kraft ein-
zuselzen, um auf dem Wege der Demo-
kratisierung des wirtschaftlichen und
politischen Lebens voranzuschreiten.

In die Auseinandersetzungen um die
wirtschaftliche Mitbestimmung fallen
alle wesentlichen Ziele der gesell-
schaftlichen Auseinandersetzung unse-
rer Zeit. Die Delegierten des 7. ordent-
lichen Bundeskongresses in Berlin dür-
fen dabei von der Tatsache ausgehen,
daß der Anspruch der arbeitenden
Menschen auf politische und wirtschaft-
liche Mitbestimmung nicht nur gerecht,
sondern auch politisch begründet ist.
Er zeugt gleichzeitig von der Sachlich-
keit der Arbeiterschaft und ihrer Ge-
werkschaften, die im Gegensatz zu den
Unternehmern nicht das Ganze fordern,
sondern nur eine Mitbestimmung über
die Produktionsmittel, die sie durch
ihren Fleiß geschaffen haben.

Die Haltung zur Mitbestimmung der
Lohn- und Gehaltsempfänger in Staat,
Wirtschaft und Gesellschaft ist ein Kri-
terium der Demokratie überhaupt: Mit
der Ausweitung der Mitbestimmung
im Sinne der gewerkschaftlichen For-
derungen wächst die Demokratie —
mit ihrer Verweigerung ist sie zum
Untergang verurteilt. sr
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Stahlindustrie ohne Lohntarif Langwierige Verhandlungen

im öffentlichen Dienst

Unternehmer versuchen einen Lohnstopp durch Nichtverhandeln

Ab Juli 40-Stunden-Woche — Härteres Auftreten der IG Metall

In der eisenschaffenden Industrie herrscht seit dem 31. März ein tarifloser Zu-
stand. Die große Tarifkommission der IG Metall forderte im Verlauf der bisher
ergebnislosen Verhandlungen eine lineare Erhöhung der Slundenlöhne um
20 Pfennig und der Monatsgehälter um 40 DM. Das würde eine durchschnittliche
Steigerung der Tariflöhne von 6 bis 7 Prozent bedeuten. Weiter stand die Ver-
kürzung der Arbeitszeit auf 40 Stunden ab 1. Juli 1966 auf der Tagesordnung.

In der am 14. April nach fünfstündiger
Dauer ohne Vereinbarung eines neuen
Termins erfolglos beendeten Tarifver-
handlung hatten die Unternehmer ge-
fordert, die am 1. Juli in Kraft tre-
tende Arbeitszeitverkürzung um min-
destens zwei Jahre zu verschieben,
ohne aber ein Lohnangebot zu unter-
breiten. Sie stellten im Gegenteil die
provokatorische Forderung, es könne
nur weiterverhandelt werden, wenn
sich die IG Metall bereit erkläre, bis
Ende des Jahres keine Kampfmaßnah-
men zur Erhöhung der Löhne und Ge-
hälter zu ergreifen.

Der ergebnislose Abbruch der Ver-
handlungen hat nun die Konsequenz,
daß in der Stahlindustrie ab 1. Juli
1966 die 40-Stunden-Woche realisiert
wird. Die Tarifkommission der IG Me-
tall hat den Unternehmerverband auf-
gefordert, kurzfristig einen neuen Ver-
handlungstermin zu nennen, um über
die Lohn- und Gehaltsforderungen der
Gewerkschaft weiter zu verhandeln.

Es ist noch nicht abzusehen, ob der
Unternehmerverband sich umgehend
zu weiteren Verhandlungen bereit er-
klärt; vielmehr hat es den Anschein,
daß sich die Fronten verhärtet haben.
Die Stahlindustrie war zweifellos auf
diese Lohnauseinandersetzungen gut
vorbereitet. Schon während der Lohn-
verhandlungen in der metallverarbei-
tenden Industrie, die am Beginn des
Jahres zum Abschluß gekommen sind,
haben die Stahlunternehmer durch die
Ankündigungen von Massenentlassun-
gen, zeitweisen Betriebsschließungen,
Zwangsurlaub u. ä. Drohungen, die
psychologischen Vorbereitungen für
die jetzt schwebenden Tarifverhand-
lungen geschaffen.

Der Zweckpessimismus der Unterneh-
mer wurde dabei unterstützt von der
bundesdeutschen Presse, die sich nicht
genugtun konnte mit Klagen über
rückläufige Auftragsbestände, schlechte
Rentabilität durch gestiegene Energie-
kosten und mangelnde Kapazitäts-
auslastung. Sogar die Bundesregierung
leistete den Unternehmern Hilfsdienste
durch die Veröffentlichung verglei-
chender Übersichten bezüglich der
Situation der deutschen Stahlindustrie
im Verhältnis zur Lage der Stahlwerke
innerhalb der Montan-Union und des
übrigen Auslandes, wobei sie sich im
wesentlichen auf die Argumentation 

der Stahlmanager in der Bundesrepu-
blik stützte. Audi die Kursrückgänge
an den deutschen Börsen, soweit sie
Stahlwerte betrafen, schienen diesen
Pessimismus zu verstärken.

Doch die Fachleute sind seit langem
der Auffassung, daß das Abrutschen
der Kurse zu einem erheblichen Teil
aus der engen Verflechtung der Stahl-
konzerne mit dem in Schwierigkeiten
befindlichen Kohlenbergbau resultiert,
wenn diese Entwicklung nicht über-
haupt nur manipuliert wurde. Eine
Aktien-Analyse, die in diesen Tagen
im „Industriekurier" erschien, zeigt,
daß die Eisen- und Stahlindustrie be-
züglich der Rendite des eingesetzten
Kapitals an der Spitze aller Aktien-
werte liegt, mit einem durchschnitt-
lichen Basiskurs per 31. März 1966 von
142 Prozent, einer Dividende von 10,9
Prozent und damit einer Rendite von
7,52 Prozent. Im Vergleich dazu wur-
den bei den Banken durchschnittlich
3,59- bis 3,71prozentige Renditen er-
zielt.

Zweifellos hat sich die Wettbewerbs-
lage der deutschen Stahlindustrie ver-
schärft. Aber sie ist keineswegs so
schwierig geworden, wie sie von den
Unternehmern in der Öffentlichkeit
dargeslellt wird. Sie ist vor allen Din-
gen kein Grund, die berechtigten For-
derungen der Stahlarbeiter auf eine
maßvolle Lohnerhöhung abzulehnen.
Sollten sich die Stahlindustriellen
weiterhin um den Verhandlungstisch
herumzudrücken suchen, so dürfte es
für die IG Metall — spätestens nach
dem DGB-Kongreß — angebracht sein,
mit größerem Nachdruck ihr Ziel zu
verfolgen.

Die Stahlindustrie hat in der Vergan-
genheit riesige Gewinne erzielt und
auf Kosten der Verbraucher hohe In-
vestitionen über den Preis machen
können. Sie wird durch die Forde-
rung der Stahlarbeiter auch in der Zu-
kunft keineswegs an den Rand der
Rentabilität gedrängt. Die IG Metall
darf darum auch nicht einen Finger
breit von ihren Forderungen abgehen.
denn es geht dabei keineswegs um die
Existenz der Stahlindustrie, wohl aber
um die Sicherung des sozialen Stan-
dards der Arbeiter und Angestellten
in den Stahlwerken. K. Kilian

Das erste Gespräch aller beteiligten
Tarifvertragsparteien über die Ver-
besserung der materiellen und sozialen
Arbeitsbedingungen für rund zwei
Millionen Arbeiter und Angestellte im
öffentlichen Dienst hat Mitte April in
Stuttgart — allerdings ergebnislos —
stallgefunden. Teilgenommen haben
daran die Gewerkschaft öffentliche
Dienste, Transport und Verkehr, die
Gewerkschaft der Eisenbahner Deutsch-
lands, die Deutsche Postgewerkschaft
und die Deutsche Angestelltengewerk-
schaft; auf Seiten der Arbeitgeber
waren Bund, Länder und Gemeinden
vertreten.

Die Gewerkschaften fordern unter Hin-
weis auf die Teuerungswelle und die
allgemeine Konjunkturentwicklung in
der Wirtschaft eine Erhöhung der
Löhne und Gehälter um 9 Prozent. Sie
streben darüber hinaus einen Stufen-
plan zur Einführung der 40-Stunden-
Woche bis 1970, die Verbesserung der
Lohnstruktur und die Zahlung von
Sonderleistungen nach dem 312-DM-
Gesetz an.

Leber sucht Verständnis
für Mieterhöhungen

In einer unglaublichen Weise hat der
Vorsitzende der IG Bau-Steine-Erden,
Georg Leber, auf der Bundesangestell-
tenkonferenz seiner Gewerkschaft
Ende April in Duisburg von sich reden
gemacht. Nadi Pressemeldungen warb
Leber auf der Konferenz für „mehr
Verständnis auch im Arbeitnehmer-
lager“ für die Mieterhöhungen. Wenn
man für eine ständige Steigerung der
Lebenshaltung eintrete, so argumen-
tierte der Gewerkschaftsvorsitzende
leicht demogagisch, dann müsse man
auch eine Verteuerung der Wohnun-
gen in Kauf nehmen. Leber unterstrich
die Rechtfertigung des Mietwuchers
(die großen Hausbesitzer und Minister
Lücke werden es ihm danken) mit den
Worten:

„Jetzt ist die Wohnung nicht mehr ein
langlebiges Investitionsgut, sondern
ein langlebiger Konsumartikel, der be-
reits in 50 Jahren abgeschrieben sein
muß. Wir wollen also für unser Volk
gute Wohnungen und keine miesen
Behausungen. Das aber kostet Geld."

Nun wären ihm sicherlich die Millio-
nen Rentner und mäßig verdienenden
Arbeitnehmer dankbar gewesen, wenn
er gleich dabei gesagt hätte, wie man
zu diesem Geld kommt. Von sozialpoli-
tischer Reife zeugten dagegen die For-
derungen der Delegierten des Ange-
stelltentages, die u. a. eine Aufhebung
der Versicherungspflichtgrenze in der
Rentenversicherung, die Nichtanrech-
nung des arbeitsfreienSonnabends auf
den Urlaub und die Herabsetzung des
Rentenalters auf 60 Jahre forderten.
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Tarifrunde auch in der Textilindustrie Kursgewinn

Gesamtforderungen in Höhe von 8,5 Prozent

Noch Schwierigkeiten für Bildungsurlaub

Nachdem bereits in der Bekleidungsindustrie Tarifgespräche stattfinden, hat die
Gewerkschaft Textil — Bekleidung auch für 550 000 Arbeiter und Angestellte in
der Textilindustrie die Lohn- und Gehaltstarifverträge zum 30. April 1966
gekündigt.

Die Gewerkschaft verlangt im Rahmen
einer Gesamtforderung von 8,5 Pro-
zent der Lohnsumme eine Lohnerhö-
hung um 6 Prozent und kürzere Ar-
beitszeit, auf die 2,5 Prozent Lohnaus-
gleich entfallen.

Auf Grund der großen Produktivi-
tätsfortschritte in der Textilindu-
strie, so erklärt dazu die Gewerk-
schaft, könne sie die 6- bis 6,5-Pro-
zent-Leitlinie der Gutachter nicht
akzeptieren. Außerdem betrage der
Lohnrückstand in der Textilindu-
strie gegenüber dem Durchschnitt
der Gesamtindustrie 75 Pfennig die
Stunde. Der Durchschnittslohn, der
in der Industrie bei brutto 4,35 DM
liegt, betrage in der Textilwirt-
schaft nur 3,60 DM.

Bei der Arbeitszeit ist die 40-Stunden-
Woche das Ziel der Gewerkschaft Tex-
til — Bekleidung. Zur Zeit beträgt die
wöchentliche Arbeitszeit — in den Ta-
rifgebieten unterschiedlich — zwischen
41 und 42 Stunden.

Inzwischen haben für die Bekleidungs-
industrie in den Tarifgebieten Unter-

franken und Hessen die ersten Ver-
handlungen über Löhne, Arbeitszeit
und Bildungsurlaub stattgefunden. In
Hamburg und Schleswig-Holstein, wo
die Verträge zum 30. April gekündigt
wurden, werden die Verhandlungen in
Kürze aufgenommen. Bisher konnte in
keinem Tarifbezirk über die gewerk-
schaftlichen Forderungen Einverneh-
men erzielt werden.

Vor allem sträuben sich die Arbeit-
geber gegen den Bildungsurlaub, der
nach Vorstellung der Gewerkschaft
15 Tage dauern und für 10 Prozent der
Belegschaft gewährt werden soll. Es
geht ihnen dabei nicht um die finan-
zielle Belastung, diese macht nur 0,5
Prozent der Lohnsumme aus; vielmehr
sind die Unternehmer prinzipiell gegen
ein solches Zugeständnis, weil der Bil-
dungsurlaub zu einer spürbaren Qua-
lifizierung der Gewerkschaftsfunktio-
näre führen würde und die Beklei-
dungsindustrie außerdem auf diesem
Gebiet nicht den Vorreiter für andere
Wirlschaftsbranchen spielen möchte.

-an

Eine Lawine von Feierschichten

Die Tarifbewegung im Bergbau ist von der Ankündigung weiterer Zechenstill-
legungen und Feierschichten überschattet. Erste Verhandlungen im April zwi-
schen der IG Bergbau und Energie und dem Untemehmensverband Ruhrbergbau
haben zu keinem Ergebnis geführt.

Die IG Bergbau hatte die Lohn- und
Gehaltstarifverträge zum 30. April ge-
kündigt und eine Aufbesserung der
Einkommen von 4,5 Prozent gefordert.
Außerdem strebt die Gewerkschaft
eine Treueprämie für alle im Steinkoh-
lenbergbau Beschäftigten und eine Kor-
rektur der Lohn- und Gehaltsordnung
an.

Gleichzeitig haben die Zechen die
Schließung von rund 20 weiteren
Schachtanlagen und die Einlegung
von bis zu 14 unbezahlten Feier-
schichten auf 58 Zechen angekün-
digt. Diese Feierschichten, die den
Untertagearbeitern enorme Lohn-
ausfälle bringen, auch wenn die
öffentliche Hand mit Steuergeldern
einspringen sollte, werden in den
nächsten vier Monaten verfahren.
Die Gewerkschaft sdiätzt die Lohn-
ausfälle auf rund 6,5 Millionen DM. 

Um die sozialen Härten zu vermeiden,
hat die IG Bergbau und Energie vor-
geschlagen, die Fördertage um jene elf
Sonnabende zu vermindern, und zwar
mit vollem Lohnausgleich, an denen
heute im Bergbau noch gearbeitet wer-
den muß, wenn ein gesetzlicher Feier-
tag auf einen Wochentag fällt. Da-
durch wären, bei gleichzeitiger Erhal-
tung von Förderkapazitäten, unbe-
zahlte Feierschichten zu vermeiden.

Mit der Weigerung der Zechenherren,
auf diesen sinnvollen, sozial gerech-
ten Vorschlag einzugehen, wird sich
am 20. Mai ein außerordentlicher Kon-
greß der IG Bergbau beschäftigen. Wie
der Gewerkschaftsvorsitzende Arendt
auf einer Pressekonferenz in Bochum
mitteilte, wird die Bergarbeitergewerk-
schaft ihre Forderungen notfalls unter
Einsatz aller gewerkschaftlichen Mit-
tel durdisetzen. Ki.

Unter der Überschrift „Dahlbuscb-
Atien hätte man kaufen sollen" hat
das in Düsseldorf erscheinende Han-
delsblatt in einem Artikel geschildert,
zu welch einem lukrativen Geschäft
die Stillegung von Bergbauunterneh-
men werden kann. Seit Ende 1963, so
ist dem Artikel zu entnehmen, stieg
der Kurs der Stammaktien der Berg-
werksgesellschaft Dahlbusch von 143
auf 470. Der Kursgewinn betrug mehr
als 300 Prozent. Wenn auch ein Teil
dieses Kursgewinnes sich auf die Be-
wertung sogenannter „stiller Reser-
ven" bezieht, die in Beteiligungs-
aktien z. B. der „Delog" zu suchen
sind, ergibt sich die Kurssteigerung im
wesentlichen jedoch aus der Bewer-
tung des Anlagevermögens und des
Immobilienbesitzes.

So soll das betriebliche Anlage-
vermögen pro Tonne Förderung im
Jahre 1964 vor der Stillegung der
Zeche Dahlbusch nur noch mit
19,53 DM zu Buch gestanden haben
und ein Areal von 6,15 Millionen
Quadratmetern land- und forstwirt-
schaftlichem Besitz mit nur 30 Pfen-
nig pro qm.

Es wird nun vorsichtig geschätzt, der
Grundbesitz könne für wahrscheinlich
nicht mehr als zwei bis drei DM pro
Quadratmeter verkauft werden. Selbst
bei dieser Schätzung lägen allein hier
stille Reserven zwischen 10 und 16 Mil-
lionen DM. Da der Buchwert der An-
lagen je Tonne Förderung nur noch
19,53 DM betrug, je Tonne stillgeleg-
ter Förderung vom Rationalisierungs-
verband aber 25 DM gezahlt werden
— davon 12,50 DM aus öffentlichen
Mitteln —, ergibt sich hier für eine
Jahresförderung von durchschnittlich
880 000 Tonnen ein Stillegungsgewinn
von 5,47 DM je Tonne stillgelegter
Förderung. Also auch etwa fünf Mil-
lionen DM. Dabei bleibt offen, wieviel
in den Rückstellungen für Bergschä-
denrisiken, die nun ebenfalls von der
öffentlichen Hand übernommen wer-
den, freigesetzt werden und ob die Ab-
lösung der Lastenausgleichsabgabe pro
Tonne stillgelegter Förderung, durch-
schnittlich 8 DM, auch von der öffent-
lichen Hand übernommen wird.

Insgesamt sdiätzt das Handelsblatt die
anfallenden stillen Reserven auf 110
bis 140 Millionen DM — bei einem
Grundkapital der Gesellschaft von
18 Millionen DM. Der Aufsidilsrats-
vorsitzende, Hermann J. Abs, hat an-
gekündigt, daß eine Liquidation der
Gesellschaft Dahlbusch nach der Auf-
gabe des Bergbaus schon aus steuer-
lichen Gründen nicht in Frage komme.
Man werde als Beteiligungsgesellschaft
weiter existieren. Da sage einer, die
Regierung tue nichts für den Bergbau.

S. P.
10



Stabil® Preise Macht in Sicht

Auch keine Verringerung der Preissteigerungen zu erwarten

Bundesregierung sorgt weiterhin für die meisten Teuerungen

Von einer Stabilisierung des Preisniveaus ist auch weiterhin nichts zu merken.
Jm Gegenteil, der Auiwärtstrend bei den Preisen dauert an. Von Anfang April 1965
bis Anfang April 1966 sind die Lebenshaltungskosten in der Bundesrepublik für
den 4-Personen-IIaushalt der mittleren Einkommensgruppen um 4,3 Prozent
gestiegen. Das ist seit Bestehen der Bundesrepublik die höchste Rate.

Als zum Jahresbeginn der Sachver-
ständigenrat in seinem Gutachten zur
wirtschaftlichen Situation der Bundes-
republik. einen Dreistufenplan zur Sta-
bilisierung der Preise empfahl, lehnte
Bundeskanzler Erhard dieses ab. Groß-
sprecherisch versprach er, die Preise
nicht erst im Laufe von drei Jahren
„in den Griff" zu bekommen, sondern
viel schneller. In Wirklichkeit hatte es
dem Kanzler nicht gefallen, daß die
Gutachter auch die Bundesregierung
zur Begrenzung ihrer Ausgaben auf
ein normales Maß aufgefordert hatten.

Die preispolitische Entwicklung ist je-
doch so, daß man jede Hoffnung auf
ein Ende bzw. erhebliches Abschwächen
der Teuerung als Illusion zerstören
muß. Auch die EWG läßt in dieser Hin-
sicht keine Hoffnung aufkommen. In
ihrem ersten Quartalsbericht 1966 über
die Wirtschaftslage der Gemeinschaft,
den die EWG-Kommission jetzt ver-
öffentlichte, sagt der EWG-Ausschuß
für Konjunkturpolitik für das laufende
Jahr eine durchschnittliche Preiserhö-
hung um 3,5 Prozent voraus. Das kann
für einzelne Länder noch mehr oder
weniger bedeuten. Wie die Dinge im
Augenblick, aussehen, ist zu vermuten,
daß die Bundesrepublik auch in diesem
Jahre wieder den Durchschnitt über-
steigt. Von dem Wirtschafts- und So-
zialausschuß der EWG-Kommission
werden alle Regierungen der Mitglied-
staaten kritisiert, schuld an der all-
gemeinen Preisentwicklung zu sein.

In der Bundesrepublik arbeitet die
Regierung zur Zeit an Plänen, deren
Verwirklichung geeignet ist, eine neue
Preislawine auszulösen. Nach der emp-
findlichen Erhöhung der Postgebühren

Sinkende Beschäftigtenzahl
auf den Werften

Fast um ein Viertel ist die Zahl der
Beschäftigten auf den westdeutschen
Werften von 1958 bis 1965 zurück-
gegangen. Nach einer Aufstellung des
Bundeswirtschaftsministeriums waren
im Schiffbau der Bundesrepublik 1958
= 108 312 und 1965 = 83 287 Arbeit-
nehmer beschäftigt.

wird vor allem die zum 1. Januar 1967
erwogene Heraufsetzung der Mineral-
ölsteuer um 3 Pfennig je Liter nicht
nur die Fahrzeughaltung, sondern auch
den straßengebundenen Gütertrans-
port verteuern.

Außerdem wirft bereits der Bun-
desetat für 1967 seine Schatten vor-
aus: Die Planungen haben schon
jetzt ein Defizit von mindestens
6 Milliarden DM ergeben, das kaum
noch ohne massive Steuererhöhun-
gen zu Lasten vieler Bevölkerungs-
gruppen abzuwenden ist. Seil eini-
gen Wochen prüft bereits ein fünf-
köpfiger Minislerausschuß, das so-
genannte Streichquintett, wo an
dem neuen Haushaltsplan Abstriche
vorgenommen werden könnten und
wo neue Finanzquellen zu erschlie-
ßen wären.

Unter den vielen neuen Belastungen,
die auf die Bevölkerung zukommen,
ist auch eine empfindliche Heraufset-
zung der Sozialversicherungsbeiträge
im Gespräch, die bereits jetzt 14 Pro-
zent der Lohn- bzw. Gehaltssumme
ausmachen.

So sorgt die Bundesregierung andau-
ernd dafür, daß das Einkommen der
Arbeitnehmer durch vielfältige Maß-
nahmen geschmälert wird, über die
Stabilisierung der Preise wird, dank
Bonn, weiterhin nur geredet werden.
Das kann auch nicht anders sein, und
man muß das in diesem Zusammen-
hang wieder aussprechen: Wenn das
geschätzte Defizit von 6 Milliarden DM
die erwogenen Maßnahmen, wie Ge-
bühren- und Steuererhöhungen, das
Streichen von Sparprämien und ande-
ren sozialen Leistungen notwendig
macht, um es zu überwinden, so be-
kommt man eine annähernde Vorstel-
lung davon, wie prächtig es um die
öffentlichen Finanzen bestellt wäre,
wenn man einfach die Rüstungslasten
reduzieren könnte, die über 20 Mil-
liarden DM vertilgen.

Die Rüstung hat schon immer die öf-
fentlichen Finanzen, die Lebenshaltung
der Arbeitnehmer und die Landeswäh-
rung ruiniert. Alles Ilerumdoktern an
den Erscheinungen des Kaufkraft-
schwundes bleibt sinnlos, solange man
nicht endlich einmal das Übel be-
kämpft: die Rüstung und das chro-
nische Großmachtstreben deutscher
Politiker. B. Bley

Mit Tricks
gegen Arbeitszeitverkürzung

Die Unternehmensleitung eines Stahl-
heizkessel-Werkes in Allendorf/Hes-
sen hat zu der um sich greifenden Dif-
famierung der Gastarbeiter in der Bun-
desrepublik eine neue Variante bei-
getragen: Mit der Begründung, man
wolle der Einstellung von Gastarbei-
tern vorbeugen, hat die Werksleitung
mit dem Betriebsrat die Verlängerung
der tarifvertraglich auf 4P/4 Stunden
beschränkten Arbeitszeit um 2x/i auf
433/< Stunden die Woche vereinbart.
Neben dem Ressentiment gegenüber
Gastarbeitern hatte die Betriebsleitung
noch einige andere Vorwände bereit:
Danach trage die Verlängerung der
Arbeitszeit zur „Sicherung der Arbeits-
plätze" bei, verbessere die Wettbe-
werbsfähigkeit des Betriebes und sei
sie der „einzige Ausweg", um die ab
1. Januar 1966 in Kraft getretene Lohn-
und Gehaltserhöhung zu überwinden,
die durch Rationalisierungsmaßnah-
men nicht mehr aufzufangen sei.

Abgesehen davon, daß man sich die
Frage stellen muß, was für ein Be-
triebsrat in dem Unternehmen amtiert,
wird in dem Vorstoß des Heizkessel-
Werkes gegen die Arbeitszeitverkür-
zung eine beginnende Tendenz zur be-
trieblichen Durchlöcherung sozialpoli-
tischer Gewerkschaftserfolge deutlich.
Denn erst wenige Wochen vorher war
in dem Einzelhandels-Filialunterneh-
men Stüßgen ein ähnliches Beispiel
praktiziert worden. Dort hatte die Be-
triebsleitung ebenfalls mit dem Be-
triebsrat vereinbart, die wöchentliche
Arbeitszeitverkürzung von einer Stun-
de durch eine regelmäßige Überstunde
zu kompensieren.

Arbeitsrechllich sind solche betriebli-
chen Vereinbarungen unhaltbar und
werden sofort annulliert, wenn sie vor
Gericht gebracht werden. Denn im Ar-
beitsrecht gilt der Grundsatz, daß eine
allgemeine gesetzliche oder tarifliche
Regelung der Arbeitsbedingungen be-
trieblich nicht durch schlechtere, wohl
aber durch bessere ersetzt werden
kann.

Protestmarsch gegen
Schließung des Erzbergwerkes

Audi das nördlidiste Erzbergwerk der
Bundesrepublik, das bei Damme im
Verwaltungsbezirk Oldenburg. Nieder-
sachsen liegt, soll im Laufe dieses Jah-
res völlig stillgelegt und die Beleg-
schaft (vor kurzem noch 640 Besdiäf-
tigte) entlassen werden. Zum 1. Mai
bzw. 1. Juni sind bereits 200 Kollegen
gekündigt worden.

Gegen diese geplante Stillegung de-
monstrierten mit einem Schweige-
marsch mit schwarzen Fahnen und
Transparenten etwa 500 Bergarbeiter.
Die Transparente lauteten u. a.: „Wir
wollen keine Hilfsarbeiter werden“
und „Die Gewinnsucht der Unterneh-
mer ist unser Ruin."



Lohnerhöhungen beleben Konjunktur

Die düsteren Unternehmerprognosen sind Zweckpessimismus

Wenig Vertrauen der Bevölkerung in Wirtschaftsstabilität

Die ärgerliche Reaktion der Unternehmer auf die Lohnforderungen der Gewerk-
schaften und das Gezeter des Kölner Industrieinstitules über die auf die deutsche
Wirtschaft zurollende „Lohnlawine" waren die dissonante Begleitmusik der letz-
ten Lohnbewegung. Die Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände erklärte
in einer Stellungnahme: „Daß eine solche Entwicklung nicht ohne Auswirkungen
auf die Preise bleibt, ist offensichtlich ... Wenn diese Gefahr vermieden werden
soll, ist eine Begrenzung des Lohnanstieges auf das güterwirtschaftliche Wachs-
tum notwendig."

In der Bevölkerung der Bundesrepublik
herrscht zur Zeit eine Unruhe über die
künftige Entwicklung der Wirtschaft.
Dazu werden von den Meinungsfor-
schern in der letzten Zeit aufschluß-
reiche Ergebnisse mitgeteilt. So be-
richtete kürzlich die Nürnberger Ge-
sellschaft für Konsum-, Markt-und Ab-
satzforschung (GfK) über eine im De-
zember 1965 durchgeführle Befragung,
daß jeder dritte Bundesbürger glaube,
in sechs Monaten werde es ihm schlech-
ter gehen als zur Zeit der Befragung.

84 Prozent aller Befragten erwarten
in den nächsten Monaten weitere
Preissteigerungen, und fast 80 Pro-
zent vertraten die Meinung, die
Kaufkraft der D-Mark sei gesun-
ken. Die meisten der Befragten be-
zweifelten auch, daß die steigenden
Preise durch höhere Einkommen
wieder ausgeglichen werden kön-
nen, nur rund 40 Prozent rechneten
überhaupt mit einem steigenden
eigenen Lohn im Laufe des näch-
sten halben Jahres.

Zu dieser Frage macht auch das Wirt-
schaftswissenschaftliche Institut der
Gewerkschaften in Köln (WWI) inter-
essante Ausführungen. Danach werden
sich die Preissteigerungen der letzten
Zeit erst im Laufe des Jahres 1967 voll
auswirken. Während die Unternehmer
aus der Verteuerung mit höheren Er-
lösen zur Finanzierung verstärkter In-
vestitionen rechnen, wird sie die Löhne,
Gehälter und Renten ausschließlich
negativ beeinflussen. Nach Meinung
des WWI sind die nach den gegenwär-
tigen Tarifverträgen zu erwartenden
Masseneinkommen des Jahres 1966
bereits um rund 8 Milliarden DM ent-
wertet. Lohnerhöhungen werden also
zu einem großen Teil durch Preiserhö-
hungen wieder aufgezehrt. Dennoch
verlangen die Unternehmer, daß die
Gewerkschaften „maßhalten".

Das Wirtschaftswachstum hat sich im
Laufe des letzten Jahres verlangsamt.
Die Zuwachsraten der Industrieproduk-
tion sind zurückgegangen, vor allem
aber hat sich der Exportüberschuß
merklich verringert. Betrug er im Jahre
1964 noch 6,1 Milliarden DM, so waren
es 1965 nur 1,2 Milliarden DM. Diese
Entwicklung hing aber durchaus nicht
mit einem Rückgang der Exporte zu-
sammen. Sie sind im Gegenteil noch
bedeutend schneller gestiegen als die

Industrieproduktion und haben sich
gegenüber dem Vorjahr um 11 Prozent
erhöht. Allerdings haben sich die Ein-
fuhren weit stärker, nämlich um rund
20 Prozent gesteigert, was zum Teil
mit der Preisgestaltung zusammen-
hängt. Während die Preise für Indu-
striewaren in der Bundesrepublik im
Jahre 1965 um 2,4 Prozent stiegen,
haben sich die für eingeführte Indu-
strieerzeugnisse nur um 1,5 Prozent
erhöht.

Wenn trotz des Zusammenschmelzens
der Außenhandelsüberschüsse und der
Abflachung der Investitionstätigkeit
die gesamtwirtschaftliche Situation im
Jahre 1965 noch relativ günstig war,
so ist dies vor allem auf die Entwick-
lung der Konsumtionsmittelindustrien
zurückzuführen, die sich besonders in
der zweiten Jahreshälfte zur haupt-
sächlichsten Konjunkturstütze heraus-
bildete.

Für das laufende Jahr ist mit einem
Rückgang der Zuwachsraten bei In-
vestitionen zu rechnen. Das Münche-
ner Ifo-Institut rechnet aufgrund sei-
ner Firmenbefragungen damit, daß die
Zuwachsrate der Investitionen 1966
nominell etwa 5 Prozent betragen
dürfte. Das käme in weiten Bereichen
praktisch einer realen Stagnation
gleich. Bei dieser Sachlage kommt also
dem Massenverbrauch für die weitere
konjunkturelle Entwicklung erhöhte
Bedeutung zu. In seinem Ausblick auf
das Jahr 1966 bemerkte das Deutsche
Institut für Wirschaftsforschung, West-
berlin, dazu:

„1966 wird die Expansionskraft der
privaten Verbrauchsausgaben abneh-
men, sie wird aber immer noch so stark
sein, um zur dann notwendigen Stabi-
lisierung der Gesamtnachfrage erheb-
lich beizutragen."

Bundesregierung und Industrie wollen
allerdings versuchen, die Gesamtnach-
frage durch eine inflationistische Geld-
aufblähung zu vergrößern. Anders ist
es nicht zu verstehen, wenn die für das
Haushaltsjahr 1966 vorgesehenen Plan-
ausgaben des Bundeshaushalts die
Planausgaben des Jahres 1965 um 8,2
Prozent übersteigen sollen und damit
ein Wachstum vorgesehen ist, das dop-
pelt so schnell sein soll wie das des
erwarteten Sozialprodukts. Von den
Gewerkschaften aber wird verlangt, 

die Nominallöhne an der Entwicklung
der Arbeitsproduktivität zu orientie-
ren und auf die Berücksichtigung der
Preissteigerungen bei Lohnforderun-
gen zu verzichten. Die Gewerkschaften
haben keinerlei Veranlassung, auf
diese Zumutung einzugehen.

Schließlich liegen Lohnerhöhungen
auch im Interesse der konjunktu-
rellen Entwicklung. Die vergange-
nen Jahre haben immer wieder ge-
zeigt, daß Lohnerhöhungen zu einer
Ausweitung des Verbrauchs und
verstärkter Spartätigkeit führten.
Deshalb haben sie auch nie die In-
vestitionstätigkeit negativ beein-
flußt, da die Ersparnisse der Werk-
tätigen zur Finanzierung der In-
vestitionen herangezogen wurden.

In den Flauteperioden der Wirtschaft,
1958 und im ersten Halbjahr 1963,
übertraf das Wachstum der Lohn- und
Gehaltssumme das der Ausrüstungs-
investitionen und des Auslandsabsat-
zes. Dadurch wurde ein noch stärkerer
Rückgang des Produktionswachstums
verhindert und die Konsumtionsmittel-
industrien zu verstärkter Investitions-
tätigkeit angeregt, was sich wiederum
in Bestellungen bei den Investitions-
güterindustrien niederschlug. Die Aus-
dehnung der Massenkaufkrafl hat folg-
lich nur günstige und stabilisierende
Auswirkungen auf die gesamte Wirl-
schaftsentwicklung gehabt.

Selbst wenn man sich wider alle wirt-
schaftlichen Tatsachen an das Unter-
nehmer-Argument von der Bindung
der Löhne an das Produktivitätswachs-
lum halten wollte, gäbe es auf diesem
Gebiet noch einen beträchtlichen Nach-
holbedarf, wie die folgenden Angaben
beweisen:

Von 1950 bis 1964 stieg das Produk-
tionsergebnis je Beschäftigten um 215
Prozent;

die durchschnittlichen Nettomonalsein-
kommen der Arbeiter und Angestell-
ten aber erhöhten sich in diesem Zeit-
raum nur um 174 Prozent;

dagegen wuchs das Einkommen der
„Selbständigen", also eingeschlossen
die Kleinbauern und Kleinstgewerbe-
treibenden, um 325 Prozent. Allein die
Zahl der Millionäre in der Bundes-
republik wuchs von 1957 bis 1963 von
3500 auf 11700 Personen und ihr Ver-
mögen von 9,9 auf 37,8 Milliarden DM.

L. K.

Bildungsurlaub in Bremen?

Die SPD-Fraktion in der Bremer Bür-
gerschaft hat jetzt einen Vorstoß für
den Bildungsurlaub unternommen. Der
Sonderausschuß Bildungsurlaub der
sozialdemokratischen Fraktion hat der
Gesamtfraktion einen verabschie-
dungsreifen Gesetzentwurf für die Ein-
führung eines Bildungsurlaubs zur
Stellungnahme und Vorlage in der
Bremer Bürgerschaft zugcleitet.
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Schulbeispiel für Formaldemokrafie

Freie Betätigung für OTV bleibt vorerst eingeschränkt

Karlsruhe nahm Verfassungsbeschwerde nicht an

Die Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr ist über eine Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts befremdet. Das Gericht hat die Ver-
fassungsbeschwerde der OTV-Gewerkschaft gegen Verteidigungsminister von
Hassel wegen Behinderung gewerkschaftlicher Tätigkeit in den Bundeswehr-
kasernen nicht zur Verhandlung angenommen. Wie das Bundesverfassungs-
gericht Mitte April milleilte, müsse erst der Verwaltungsrechtsweg voll aus-
geschöpft werden, bevor das Gericht in dieser Frage entscheiden könne.

Die Gewerkschaft OTV hatte am
5. August 1965 die Verfassungs-
beschwerde eingereicht, nachdem das
Verteidigungsministerium durch einen
Erlaß die Werbung und Benachrichti-
gung von Soldaten durch die Gewerk-
schaft sowie gewerkschaftliche Ver-
anstaltungen in den Kasernen ver-
boten hatte. Die Gewerkschaft, die das

Vorgehen des Ministeriums als grund-
gesetzwidrige Behinderung ihrerTätig-
keit und Einschränkung der Rechte der
Soldaten betrachtet, bat das Bundes-
verfassungsgericht, schon vor Erschöp-
fung des Jahre in Anspruch nehmen-
den Rechtsweges diese Frage grund-
sätzlich zu entscheiden.

Der Volksaktien-Bluff
Die „Volksaktie" als Mittel der Ver-
mögensbildung war keine Erfindung,
sondern ein Bluff. Der springende
Punkt ist und bleibt — wie bei jeder
Vermögensanlage —, daß man zuerst
Geld haben muß, um sie zu erwerben.
Es sei denn, man kauft sie auf Kredit
— wenn man Kredit hat —, aber das
ist riskant und nur jemand zu raten,
der einen Schlag aushalten kann, ohne
umzufallen.

Nach der „PREUSSAG" und dem
Volkwagenwerk wurde die Vereinigte
Elektrizitäts- und Bergwerks-AG
(VEBA) teilprivatisiert, „um die Poli-
tik der Vermögensbildung in breiten
Bevölkerungskreisen fortzusetzen".
Wegen der aufgrund einer markt-
schreierischen Reklame großen Nach-
frage haben außer den Betriebsange-
hörigen nur solche Antragsteller je
zwei Aktien erhalten, deren steuer-
pflichtiges Jahreseinkommen bei Al-
leinstehenden 8000 DM, bei Verhei-
rateten zusammen 16 000 DM im Jahre
1964 nicht überstiegen hat, und zwar
zum Preis von 210 DM je Aktie im
Nennwert von 100 DM.

Wie Fachleute vorausgesagt haben,
war das Papier diesen Preis nicht
wert. Es steht seit Monaten bei
einem Börsenkurs von 185. Wer es
zu diesem Kurs verkauft, bekommt
für seine 420 DM, die er für zwei
Stück — oder 840 DM für vier Stück
— bezahlt hat, noch 370 bzw. 740

DM; bei Ehepaaren ist das ein vol-
ler Hunderter weniger. Um diesen
Preis können die Papiere jetzt die
kaufen, die vorher wegen ihres zu
hohen Einkommens keine bekom-
men haben.

Wie hatte doch der Herr Bundesschalz-
minister Dr. Dollinger im Vorwort des
Prospektes geschrieben?:

„Volksaktien, die in breiter Steuung
den Beziehern kleiner und mittlerer
Einkommen angeboten werden, müs-
sen ein sicheres und gutes Anlage-
papier sein, das eine angemessene
Rendite abwirft. Die große volkswirt-
schaftliche Bedeutung des VEBA-Kon-
zerns, seine Ertragskraft und seine
guten Zukunftsaussichten geben die
Gewähr dafür, daß die VEBA-Aktie
ein Wertpapier ist, das sich für die
Eigentumsbildung in breiten Bevölke-
rungskreisen besonders gut eignet.“

Die Kursentwicklung zeigt, entgegen
der Ankündigung des Ministers, in
wessen Händen sich das Papier zur
Eigentumsbildung eignet — auf Kosten
der breiten Bevölkerungskreise. Und
hier das Gegenstück:

In diesen Tagen wurden junge Aktien
aus der Kapitalerhöhung der Deut-
schen Lufthansa AG zugeteilt. Wer
rechtzeitig einen Auftrag erteilt hatte,
bekam jetzt — ohne Beschränkung auf
ein bestimmtes Höchst-Einkommen —
junge Aktien bis zu 2000 DM Nenn-
wert zum Preis von 100 DM je Aktie
im Nennwert von 100 DM. Schon vor
der Zuteilung stiegen die Kurse die-
ser Aktien an der Börse und erreich-
ten in den ersten Tagen nach der Zu-
teilung 250 Prozent, d. h. die 2000 DM
Nennwert wurden zu 5000 DM Kurs-
wert.

Wenn man an 2000 DM innerhalb
weniger Tage 3000 DM verdienen
kann, kann man sogar die Kapital-
ertragsteuer in Kauf nehmen, die bei
einem Verkauf innerhalb sechs Mona-
ten nach dem Erwerb der Aktien fällig
wird. Wer zweifelt da noch an der
Förderung der Eigentumsbildung durch
die Bundesregierung — für bestimmte
Leute? E. Folger

Die OTV hat nunmehr die Verwal-
tungsklage eingeleitet. Bis ihr Anlie-
gen entschieden ist, muß sie — ver-
mutlich für mehrere Jahre — die wei-
terhin bestehende Behinderung durch
das Bundesverteidigungsministerium,
was zugleich die Beeinträchtigung des
wesentlichen demokratischen Grund-
rechts der Koalitionsfreiheit bedeutet,
in Kauf nehmen. Andererseits könnte
sie aber auch durch eine Propaganda-
kampagne in der Truppe und mög-
licherweise mit drastischen Maßnah-
men auf die Respektierung des Grund-
gesetzes durch das Ministerium drin-
gen — aber das würde ihr bestimmt
als Wehrkraftzersetzung und Gefähr-
dung der Sicherheit der Bundesrepu-
blik angekreidet werden.

Dadurch, daß die Gewerkschaft OTV
die Verwaltungsklage gewählt und
somit für ein paar Jahre auf die Wahr-
nehmung des demokratischen Rechts,
Gewerkschaftsarbeit unter Soldaten zu
betreiben, verzichtet, läuft juristisch
alles in rechtsstaatlichen Bahnen, aber
jeder spürt, daß sich hier ein Schul-
beispiel für Formaldemokratie voll-
zieht.

Das begann schon damit, daß das Bun-
desverfassungsgericht fast neun Mo-
nate benötigte, um nur seine Nicht-
zuständigkeit zu erklären. Kein Wort
hat es zum Sachverhalt selbst gesagt;
es hat nur festgestellt, was es auch
schon einen Tag nach Einreichen der
Klage hätte sagen können: Wir sind
nicht zuständig.

Vielleicht mag diese Karlsruher
Lektion einige Funktionäre im
Hauplvorstand der OTV, die sich in
letzter Zeit für eine Revision der
Antinotstandshaltung des DGB ein-
setzten, ernüchtert haben. Es ist
nämlich innerhalb weniger Wochen
das zweite Mal, daß die OTV-Ge-
werkschaft eine bittere Enttäuschung
erlebt.

Das erste Mal, im März, hatte das
Bunclesinnenministerium der Gewerk-
schaft zugesichert, daß ihr sowjetischer
Besuch an einer Tarifverhandlung mit
dem Innenministerium teilnehmen
dürfe. Als dann die Gäste aus Moskau
in der Bundesrepublik weilten, zog
das Bundeskabinett diese Zusage zu-
rück. Ein OTV-Sprecher kommentierte
das Verhalten der Bundesregierung so:
Eine Regierung, die nicht zu ihrem
Wort stehe, lasse den Verdacht auf-
kommen, daß sie auch in Fragen der
Notstandsgesetzgebung ihre beschwich-
tigenden Versicherungen nicht ernst
meine.

Und im zweiten Falle hat das Bundes-
verfassungsgericht, das als beste Siche-
rung gegen den Mißbrauch des Not-
standsrechts hingestellt wurde, soeben
verdeutlicht, wie langsam und hilflos
es ist, wenn es darum geht, die Bür-
ger vor der allmächtigen Exekutive in
Schutz zu nehmen. Sb.
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Triumph der Einheitsgewerkschaft

Ein unerfreuliches Kapitel wird abgeschlossen

Christliche Gewerkschaften kriseln dem Ende zu

In Saarbrücken tagten am 24. April 168 Delegierte der Gewerkschaft Christlicher
Berg- und Energiearbeiter (GCBE). Einziger Tagesordnungspunkt ihrer außer-
ordentlichen Generalversammlung: die Auflösung der GCBE und die Fusion mit
der IG Bergbau und Energie. Das Resultat war eindeutig: 84 Prozent der Dele-
gierten stimmten für die Auflösung.

Zur gleichen Zeit tagte im Saarbrücker
Kreiskulturhaus die Delegiertenkonfe-
renz des CMV, des Christlichen Me-
tallarbeiterverbandes Saar. Auch dort
ging es um die Auflösung und die Fu-
sion mit der IG Metall. Eine Reihe
älterer, der christlichen Gewerkschafts-
tradition verbundener Delegierter,
fand sich jedoch beim CMV nicht be-
reit, den Weg zur Einheitsgewerk-
schaft milzugehen: Von 98 anwesen-
den Delegierten stimmten 55 für die
Fusion, 42 dagegen, ein Delegierter
enthielt sich der Stimme.

Damit wurde zwar die für erforderlich
gehaltene Drei-Viertel-Mehrheit nicht
erreicht, aber es blieb beim CMV bis
zum Abschluß der Generalversamm-
lung ungeklärt, ob nicht auch eine ein-
fache Mehrheit ausreicht. 'Die Entschei-
dung beim CMV wurde vertagt. Das
bedeutet jedoch nicht, daß der bisheri-
ge Verband in seiner alten Form fort-
existiert. Nach der Generalversamm-
lung erklärten Delegierte vor Presse-
vertretern, sie würden nunmehr auch
ohne formellen Fusionsbeschluß ihres
Verbandsgremiums zur IG Metall über-
treten.

Beide Verbände zusammen verfüg-
ten Ende März über rund 30 000
Mitglieder. Das waren über 60 Pro-
zent aller CGD-Mitglieder über-
haupt. Während die GCBE im Saar-
land immerhin noch 21 800 Mitglie-
der — davon 10 000 Rentner — or-
ganisieren konnte, gelang es dem
sogenannten christlichen Bergarbei-
terverband im übrigen Bundes-
gebiet in elfjähriger Tätigkeit nur,
3000 Mitglieder zu gewinnen.

Die beiden Vorsitzenden der GCBE
und des CMV Saar, Schmidt und Wil-
den, zogen auf den Generalversamm-
lungen noch einmal die Bilanz der
Christlichen Gewerkschaftsbewegung.
Sie brachte ein vernichtendes Ergeb-
nis. Die Verbände des Gesamtverban-
des Christlicher Gwerkschaflen (CGD),
das ist die sogenannte Arbeitersäule
des dreigegliederten Christlichen Ge-
werkschaftsbundes, sind — bis auf den
bisherigen GCBE und den CMVS —
nicht lebensfähig.

Der CGD kann keine Tarifbewegung
führen, geschweige denn durchstehen.
Walter Schmidt sagte: Die christlichen
Gewerkschaften müßten vor den Kon-
sequenzen einer Tarifbewegung mehr

Angst haben als die Unternehmer. Das
Streikgeld dst seit Jahr und Tag nicht
mehr ordentlich abgesichert. Die finan-
zielle Lage ist katastrophal. Auch CMV-
Sekrelär Wilden deckte vor den Dele-
gierten die Karten auf. Der CGD hat
seit seiner Gründung bis zum heutigen
Tage noch kaum einen Monat aus eige-
nen Mitteln gelebt.

Die sogenannten christlichen Arbeiter-
gewerkschaften in der Bundesrepublik
zählen nach Angaben Walter Schmidts
ganze 23 000 Mitglieder, organisiert in
16 Berufsverbänden. Das Beilragsauf-
kommen genügt nicht im entferntesten,
um die laufenden Ausgaben zu decken.
Bisher lebte der CGD von Zuschüssen
des Internationalen Bundes Christli-
cher Gewerkschaften (Starthilfe eine
halbe Million) und der Fachinternatio-
nalen (laufende Subventionen).

Als die Unterstützungsleistungen des
IBCG eingestellt wurden, ergab sich
beim CGD ein monatliches Defizit von
5000 DM. Das konnte — wie der CMV-
Sekretär Wilden seinen Kollegen auf
der Generalversammlung enthüllte —
nur dadurch abgedeckt werden, daß
unter anderem auch Gelder des Sozial-
werks, die zweckgebunden sind, und
für die die einzelnen Mitglieder eigene
Beitragsmarken kleben, zum Ausgleich
des Haushalts mit herangezogen wer-
den.

Wenige Tage vor den Gneralkonferen-
zen weilte der Generalsekretär des
Internationalen Bundes der Christli-
chen Gewerkschaften, Vanistendael, in
Saarbrücken. Vanistendael kam in
Feuerwehrmission. Er meinte, noch
löschen zu können. Aber es gab nichts
mehr zu löschen. Auf einer Kundgebung
der christlichen Gewerkschaften malte
Vanistendael die finanzielle Lage des
IBCG rosig und tröstete die um ihre
Streikgelder besorgten Berg- und Me-
tallarbeiter mit dem großen Vermö-
gen, das die belgischen Gewerkschaf-
ten zur Verfügung hätten.

Wilden konterte dieser Augenaus-
wischerei sofort, indem er den Brief-
wechsel mit Vanistendael veröffent-
lichte und ihm ein Schreiben des IBCG-
Generalsekretärs über die Finanzlage
des IBFG anfügte. Aus dem Schreiben
zur Finanzlage ging hervor, daß der
IBCG am Jahresende 1966 ein hohes
Defizit haben wird, von dem gegen-
wärtig noch niemand weiß, wie es aus-
geglichen werden kann.

Die vom IBCG-Voistaud empfoh-
lene Beitragserhöhung um 10 Pro-
zent ist ein schlechter Witz, wenn
man bedenkt, daß manche Organi-
sationen mehrere Vierteljahre mit
der Beitragszahlung im Rückstand
sind und Mühe haben, den bis-
herigen Beilragsstand zu halten.

Die Mitglieder der GCBE und des
CMVS haben sich ihr Urteil über die
Verbandsführung, der sie viele Jahre
lang vertraut haben, gebildet. Das
Ende der Christlichen Gewerkschafts-
bewegung ist abzusehen. Eines der un-
erfreulichsten Kapitel der Nachkriegs-
gewerkschaftsgeschichte wird in ab-
sehbarer Zeit abgeschlossen werden —
zum Nutzen der Einheitsgewerkschaft
des DGB. W.

Exfragewinne
durch Auto-Preiserhöhung

Alle großen Automobilunternehmen in
der Bundesrepublik haben im April
ihre Preise für Personenkraftwagen
zwischen 2 und 3,8 Prozent herauf-
gesetzt. Das Volkswagenwerk hatte
hierbei den Vorreiter gemacht. Offi-
ziell mußten die „gestiegenen Perso-
nalkosten" (Lohn- und Gehaltserhö-
hungen) dafür herhalten.

Aber selbst in den Publikationen der
Unternehmerschaft fand der demon-
strative Schritt der Automobilherstel-
ler nicht uneingeschränkte Billigung.
Dabei wurde die Vermutung ausge-
sprochen, daß die Autofirmen lediglich
eine sich bietende Chance ausgenutzt
hätten. Selbst wenn das eine oder an-
dere Unternehmen eine Preiserhöhung
hätte gebrauchen können, so sei sie
doch nicht linear nötig gewesen. Der
„Industriekurier" schrieb am 16.4.1966
unter der Überschrift „Flatten sie es
nötig?":

„Es wird behauptet, daß es das eine
oder das andere Unternehmen über-
haupt nicht nötig gehabt, daß es aber
die günstige Situation genützt habe.
Zweifellos könnte der Gleichschritt bei
dieser Preisbewegung einen derartigen
Verdacht aufkommen lassen. Auch
könnte man annehmen, daß die Früh-
jahrssaison und die gute Absatzsitu-
alion derartige Entschlüsse erleichtert
haben, wogegen im übrigen nichts ein-
zuwenden wäre, denn wir haben
schließlich eine Marktwirtschaft."

Die Preiserhöhung erfolgte im allge-
meinen in gleicher Höhe. Dadurch
sind die Preisrelationen unter den
einzelnen Modellen kaum verändert
worden. Auf diese Weise haben die
Automobilunternehmen einander nicht
weh getan und gleichzeitig dafür ge-
sorgt, daß die Extragewinne gleich-
mäßig auf alle Konzerne verteilt wer-
den und die Käufer nicht zu anderen
Autotypen abwandern können.



Wachsende Etatsorgen Bonns

Zum Bundeshaushalt 1966 — Abbau von Sozialleisfungen

Etatausgleich gegen Wähler und Grundgesetz

Die Aufstellung des Bundeshaushaltsplanes 1966 habe, wie Finanzminister Dahl-
grün vor dem Bundestag erklärte, „außergewöhnliche Schwierigkeiten" bereitet.
Als sein Ministerium Ende vorigen Jahres alle finanziellen Anforderungen an
den Etat 1966 bilanzierte, ergab sich, daß die erforderlichen Ausgaben um 7,5 Mil-
liarden DM die zu erwartenden Einnahmen (einschließlich weiterer Schulden-
aufnahmen) überstiegen. Dieses Ergebnis war keineswegs überraschend, auch
nicht für die neue Bundesregierung.

Die Regierung Erhard wußte, daß die
kurz vor den Wahlen beschlossenen
Gesetze, wie zum Beispiel die Gewäh-
rung einer Ausbildungshilfe oder die
Verbesserung der Wochenhilfe, finan-
ziell nicht gesichert waren; trotzdem
aber erteilte sie diesen Gesetzen die
nach Artikel 113 GG erforderliche Zu-
stimmung. Nach den Wahlen widerrief
dieselbe Regierung ihre Zustimmung
mit dem Haushallssicherungsgesetz.

Damit aber war der Etat 1966 noch
keineswegs ausgeglichen. Die jetzt of-
fiziell ausgewiesene Haushaltssumme
von 69,15 Milliarden DM liegt um 1,2
Milliarden DM zu niedrig. Dieser Be-
trag wird als „Schattenhaushalt" ne-
benher über den Kapitalmarkt finan-
ziert. Es handelt sich hierbei um 850
Millionen DM, die als Zuschüsse an
die Rentenversicherung gesetzlich zu
zahlen sind, und um 350 Millionen DM,
mit denen der Straßenbau finanziert
werden soll.

Diese Praktiken erinnern zwangsläufig
an die Finanzierungsmethoden der
Nazi-Regierung. Sie finanzierte ihre
Kriegsvorbereitung damals durch Rück-
griffe auf die Sozialversicherung und
über die eigens zu diesem Zweck ge-
gründete „Metallurgische Forschungs-
gesellschaft" (Mefo). Die Wechsel die-
ser Gesellschaft waren voll diskont-
fähig und förderten so wesentlich die
Inflation. Nicht zuletzt wegen dieser
Erfahrungen sind solche Manipulatio-
nen nach Artikel 110 GG nicht zuläs-
sig. Der bekannte Staatsrechtler Prof.
Eschenburg schrieb dazu in der „Zeit"
am 26. 11. 1965:

„Die Zuteilung von Schuldbuchiorde-
rungen an die Rentenversicherung der
Arbeiter und Angestellten im Etat
1965 war haushaltsrechtswidrig und
sollte nach Erklärung Finanzminister
Dahlgrüns eine einmalige Maßnahme
bleiben. Jetzt wird sie ohne Begrün-
dung wiederholt — als ob es sich um
eine übliche Finanzoperation handelt."

Aber auch .in den nächsten Jahren
werden sich die finanziellen Verhält-
nisse des Bundeshaushalts nicht bes-
sern; im Gegenteil. Wachsenden Druck
auf die Staatsfinanzen üben die teil-
weise katastrophalen Verhältnisse in
fast allen Bereichen der Infrastruktur
aus. Der Bundeshaushalt wird künftig
zumindest auf den Gebieten, die zu-

nehmend auch die Interessen der Groß-
unternehmen berühren, höhere Be-
träge bereitstellen müssen. Hierbei
handelt es sich vor allem um die Auf-
wendungen für Wissenschaft und For-
schung einschließlich der Nachwuchs-
ausbildung, für die Wasser- und Ener-
gieversorgung sowie für das Verkehrs-
wesen.

Nach Berechnungen des Finanz-
ministeriums entstehen bereits beim
gegenwärtigen Stand der ausgabe-
wirksamen Gesetze in der kommen-
den Periode bis 1970 Defizite von
jährlich 5 bis 6 Milliarden DM, die
nicht auf dem Kapitalmarkt zu dek-
ken sein werden. In seiner Haus-
haltsrede vor dem Parlament er-
klärte Dahlgrün, diese Entwicklung
sei nur durch weitere Kürzung des
„Sozialkonsums" zu verhindern.
Die Regierung wird also auch in
den kommenden Jahren versuchen,
die Sozialleistungen, wie die Aus-
bildungshilfe oder die Zuschüsse
an die Rentenversicherung zu be-
schneiden.

Aber es besteht auch die Gefahr, daß
die Steuerlast vermehrt wird. Zwar
versichert gegenwärtig die Regierung
einhellig, auf „dieses sich vordergrün-
dig anbietende Mittel" (Erhard) ver-
zichten zu wollen; an den Plänen zur
kräftigen Erhöhung der indirekten
Steuern (Umsatzsteuerreform) und der
Erhebung einer besonderen Gemeinde-
steuer als Zuschlag auf die Einkom-
mensteuer wird jedoch bereits ge-
arbeitet. Diese Maßnahmen würden
vor allem die Einkommen der Arbeiter
und Angestellten treffen und so die
bereits jetzt vorhandenen unsozialen
Auswirkungen des Steuersystems wei-
ter verschärfen.

Die Entwicklung der modernen Pro-
duktion^- und Lebensbedingungen
stellt wachsende Anforderungen an die
staatlichen Haushalte. Dahlgrün ist zu-
zustimmen, wenn er in seiner Haus-
haltsrede sagte, daß „auch von zu
niedrigen Staatsausgaben nachteilige
Wirkungen auf die Volkswirtschaft
ausgehen". Müssen aber, um die
Staatsausgaben zu erhöhen, die Sozial-
ausgaben gekürzt und die Steuerlasten
für die kleinen und mittleren Einkom-
men vermehrt werden? Der Bundes-
haushalt wäre in der Lage, die be-
schlossenen sozialen Leistungen in
vollem Umfang zu finanzieren und be-
trächtlich mehr Mittel für Wissen-

..............................'

schäft, Verkehr, Gesundheitswesen
u. ä. bereitzustellen, wenn die Regie-
rung ihre Politik auf zwei entschei-
denden Gebieten revidieren würde.

Da ist zunächst die verhängnisvolle
Aufrüstung. Sie verschlingt jährlich
fast ein Drittel des gesamten Etats.
Kostet allein die Bundeswehr gegen-
wärtig bereits 17,5 Milliarden DM, so
sollen nach den offiziellen Plänen 1970
sogar 21,5 Milliarden DM dafür aus-
gegeben werden.

Zum zweiten geht es um die Steuer-
privilegien der Großunternehmen und
Konzerne. Nach Berechnungen des
Finanzministeriums kosten diese „un-
sichtbaren Subventionen“ den west-
deutschen Staatshaushalt jährlich über
14 Milliarden DM Einnahmeverluste.
Hier sind folglich große Reserven vor-
handen, den wachsenden Staatsbedarf
im Interesse einer gesunden und so-
zial gerechten Entwicklung zu decken.

— tz

Elekfrokonzerne
im Fernsehgeschäft

In Hamburg wurde kürzlich mit einem
Stammkapital von 200000 DM die Poly-
phon Fernsehgesellschaft mbH gegrün-
det. Ihr Kapital liegt zu 40 Prozent in
den Händen der Studio Hamburg Ate-
lierbetriebsgesellschaft mbH, einem der
führenden westdeutschen Film- und
Fernsehproduktionsbetriebe. 10 Pro-
zent übernahm Gyula Trebitsch, der
geschäftsführende Gesellschafter von
Studio Hamburg, und 50 Prozent die
Deutsche Grammophon GmbH. Die
neue Firma will Mitte des Jahres 1966
ihre Produktion aufnehmen und „zu-
nächst“ in erster Linie Fernsehpro-
gramme musikalischer Art herstellen.

Wenn ein Unternehmen, das Fernseh-
ateliers betreibt, und der größte west-
deutsche Schallplattenproduzent sich
zusammenschließen, so ist zunächst
einmal eine solche Verbindung als
eine durchaus normale und aus der
Eigenart beider Gesellschaften zu er-
klärenden Kooperation anzusehen. Die
Besonderheit liegt in diesem Fall vor
allem darin, daß die Deutsche Grammo-
phon GmbH jeweils zur Hälfte von
den beiden größten westeuropäischen
Elektrokonzernen beherrscht wird —
dem westdeutschen Siemens- und dem
niederländischen Philips - Konzern.
Deren Mutterschaft über das Schall-
plattengeschäft erhellt vor allem, war-
um ausgerechnet jetzt ein neues Unter-
nehmen gegründet wurde, das sich mit
der Produktion von Fernsehsendungen
beschäftigen soll: Auf technischem Ge-
biet geht es vorrangig um die Anwen-
dung des Farfbernsehens, an dem die
beiden Elektrokonzerne führend mit-
gewirkt haben und sich für die kom-
menden Jahre beachtliche Profite ver-
sprechen.
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Neue Angriffe auf soziale Rechte pflicht auszuschließen und die Unter-
nehmer von ihrem Anteil für den Bei-
trag dieser Arbeiter zu befreien.

Bonn will Gesamtvermögen der Sozialversicherung kontrollieren

Neuer Vorstoß für Kostenbeteiligung im Krankheitsfalle

Mit einem .Konjunktur- und Stabili-
sierungsgesetz“, dessen Entwurf von
der Bundesregierung bereits fertig-
gestellt ist, sollen die Sozialversiche-
rungsträger verpflichtet werden, ihre
liquiden Mittel in vollem Umfang
— angeblich zur „Sicherung der Kon-
junktur" — bei der Bundesbank anzu-
legen. Dieser Plan wurde in Frankfurt
am Main anläßlich eines Festaktes
zum 75jährigen Bestehen der Renten-
versicherung bekannt. Während des
Festaktes wurde schärfstens Protest
dagegen erhoben.

Mit der Verwirklichung dieses Pla-
nes würde die Regierung nicht nur
voll über die mehr als 30 Milliar-
den DM Reserven der Renten- und
Arbeitslosenversicherung für ihre
Rüslungs- und Notstandspolitik
verfügen können; es würde damit
auch zugleich der Selbstverwaltung
in der Sozialversicherung die finan-
zielle Basis entzogen. Wie die Not-
standsgesetze der von den Gewerk-
schaften geforderten Ausdehnung
der Mitbestimmung entgegenste-
hen, so blockiert dieses „Konjunk-
tur- und Stabilisierungsgesetz" die
im DGB-Grundsatzprogramm ge-
forderte volle Selbstverwaltung in
der Sozialversicherung.

Hat Bundesfinanzminister Dahlgrün
eine Kürzung der Bundeszuschüsse
zur Rentenversicherung für das Jahr
1967 gefordert, so verlangte der CDU-
Bundestagsabgeordnete und Sozial-
experte Thomas Ruf auf einer Forum-
Veranstaltung in Wiesbaden eine Re-
duzierung der jährlichen Renten-
anpassungen. Die Renten sollten künf-
tig nicht mehr der Lohnentwicklung,
sondern dem niedrigeren Produktivi-
tätsfortschritt angepaßt werden, for-
derte Ruf. Und zwar solle diese neue
Regelung schon in diesem Jahr er-
folgen.

Damit würden die Sozialrenten künf-
tig nur noch um die Hälfte des bis-
herigen Prozentsatzes angehoben und
nicht einmal die Verteuerung der
Lebenshaltung mehr wettmachen, die
für Rentnerhaushalte nach dem amt-
lichen Preisindex vom Dezember 1964
bis zum Dezember 1965 4,8 Prozent be-
tragen hat.

Gleichzeitig hat der CDU-Abgeordnete
Ruf eine neue Attacke gegen die so-
ziale Krankenversicherung geritten.
Er wiederholte die Forderung des Prä-
sidenten der Bundesvereinigung der
Arbeitgeberverbände, Prof. Balke:
Nadi Einführung der Lohnfortzahlung
für Arbeiter im Krankheitsfalle solle 

in der sozialen Krankenversicherung
das Kostenerstattungssystem wie in
den Privatkassen mit Kostenbeteili-
gung der Versicherten praktiziert wer-
den. Die Krankenversicherung solle
nur nodi die Grundsicherung der
Krankheitskosten übernehmen.

Ein anderer Sozialexperte der CDU,
der Bundestagsabgeordnete Josef
Stingl, forderte wenig später die Ein-
führung einer Versicherungspflicht-
grenze auch für Arbeiter in der sozi-
alen Krankenversicherung, um damit
auch die etwas besser verdienenden
Lohnempfänger aus der Versicherungs-

Bei den mehr als 2,8 Millionen Kriegs-
beschädigten und Hinterbliebenen
wächst die Verbitterung und Empö-
rung. Seit eineinhalb Jahren fordern
ihre Verbände — vor allem der VdK
und der Reichsbund — eine Erhöhung
und Anpassung auch der Kriegsopfer-
renten an die Entwicklung der Wirt-
schaft und der übrigen Einkommen
durch ein „Drittes Neuordnungsgesetz".
Am 12. Mai vorigen Jahres — vier
Monate vor der Wahl — ließ die Bun-
desregierung einen Beschluß durch den
derzeitigen Arbeitsminister Blank auf
einer VdK-Konferenz bekanntmachen,
mit dem den Kriegsopfern das Ver-
sprechen gegeben wurde, ein Drittes
Neuordnungsgesetz zur Verbesserung
ihrer Versorgung im Jahre 1966 zu er-
lassen und eine erste Anpassung die-
ser Renten dann Anfang 1968 durch-
zuführen.

Jetzt wurde durch den neuen Bundes-
arbeitsminister Katzer erklärt, das
Dritte Neuordnungsgesetz zur Kriegs-
opferversorgung werde erst zum 1. Ja-
nuar 1967 in Kraft gesetzt und eine
erste Anpassung der Kriegsopferren-
ten dann erst Anfang 1969 durchgeführt.
Wieder soll also den Kriegsopfern ein
Jahr Rentenerhöhung vorenthalten
werden!

Bis jetzt liegt dem Bundestag ein
Entwurf für das Dritte Neuord-
nungsgesetz zur Kriegsopferver-
sorgung noch gar nicht vor, und
der Arbeits- und Sozialminister
(nicht der Rüstungsministerl) wurde
vom Kabinett dem augenblicklich
tätigen „Streichquintett" zugeord-
net, offensichtlich doch in der Ab-
sicht, im kommenden Jahr erneut
bei den Sozialausgaben zu sparen.

Wie bar jeden menschlichen und
sozialen Gefühls in Bonn soziale
Rechte und Leistungen demontiert
werden, wenn CDU/CSU und FDP
daran nicht gehindert werden, be-
weist die Tatsache, daß mit der Er-
höhung der Bundesbahntarife auch
die Fahrpreisermäßigung für Kriegs-
gräberfahrlen der Angehörigen von
Gefallenen von bisher 50 auf 30
Prozent abgebaut wurde. Und das
von „christlichen Politikern", die
am Volkstrauertag mit wohlklin-
genden Worten ihr „Mitgefühl" mit
den Hinterbliebenen der beiden
Weltkriege betonen!

Es gilt also, wachsam zu sein und allen
Angriffen auf soziale Rechte und Lei-
stungen sofort und entschieden ent-
gegenzutrelen. Arthur Böpple

Seit dem 1. Januar 1964 sind die Kriegs-
opferrenten nicht erhöht worden. Für
die Kriegsbeschädigten und Hinter-
bliebenen, die eine kleine Sozialrente
und dazu aus der Kriegsopferversor-
gung Ausgleichs- oder Elternrente
beziehen, hat das zur Folge, daß sie
von den seither durchgeführten Ren-
tenanpassungen (ihrer Sozialrente) so
gut wie nichts gehabt haben, weil die
Erhöhung ihrer Sozialrente jeweils
zum 1. Juni zu 70 oder 75 Prozent auf
die Ausgleichs- oder Elternrente an-
gerechnet und diese um jenen Betrag
gekürzt wurde.

VdK und Reichsbund fordern eine
durchschnittliche Erhöhung der Kriegs-
opferrenten um 25 Prozent. Eine be-
scheidene Forderung, wenn man die
Kriegsopferrenten mit den Pensionen
der Hitlergenerale vergleicht, die ge-
sund den Krieg überstanden haben,
oder die Kriegsopferrenten der Bun-
desrepublik an den in anderen Län-
dern gezahlten Renten mißt.

Einen solchen Vergleich hat der auch
aus der Gewerkschaftspresse bekannte
Publizist Bernt Engelmann in der neuen
Zeitschrift „deutsches panorama" ver-
öffentlicht. Danach beträgt die Grund-
rente (monatlicher Mindestsatz) zum
Beispiel beim Verlust beider Augen in
Frankreich 1312 DM, dn den Nieder-
landen 906 DM, in Italien 756 DM, in
Großbritannien 754 DM, in Finnland
730 DM, in Griechenland 550 DM, in
der reichen Bundesrepublik aber, die
nach der Propaganda der CDU/CSU
mit ihren Sozialleistungen an der
Spitze der Welt stehen soll, nur 240
Deutsche Mark. a . B.

Warfen auf Drittes Neuordnungsgesefz
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DGB » Barriere gegen Notstandsgesetze

Der 7. DGB-Kongreß wird vermutlich den Beschluß des 6. DGB-Kongresses gegen
jegliche Notstands- und Dienstpflichtgesetze bekräftigen. Dieser Beschluß der
Delegierten von mehr als 6,5 Millionen organisierten Arbeitnehmern ist eine
starke Barriere zum Schutz der Demokratie gegen die geplante Errichtung einer
Notstandsverfassung.

Und doch muß man die Frage stellen:
Genügt das? In der Gewerkschafts-
bewegung wird diese Frage seit lan-
gem ernsthaft diskutiert. — Wenn ich
weiß, daß jemand mein Haus anzün-
den will, dann werde ich nicht nur den
Entschluß fassen, ihn daran zu hin-
dern, sondern durch aktives Handeln
tatsächlich die Brandstiftung vereiteln.
Zu furchtbar waren die Folgen für die
Gewerkschaften, das ganze Volk und
den Frieden der Welt, als 1933 in un-
serem Land die Demokratie beseitigt
worden war, als daß nicht alles getan
werden müßte, um mit allen der Ge-
werkschaftsbewegung zur Verfügung
stehenden Mitteln schon den Anfän-
gen einer Wiederholung dieser ge-
fährlichen Entwicklung (und über die
sind wir längst hinaus!) Einhalt zu
gebieten.

So fordern denn Gewerkschafter aller
Industriegewerkschaften und aus allen
Orten der Bundesrepublik immer wie-
der aktives Handeln gegen die Not-
stands- und Dienstpflichtgesetze. Ein
vorbildliches und auch heute noch ak-
tuelles Aktionsprogramm geg'en die
Nolstandsgesetzgebung wurde schon 

briete ...

im September 1963 auf Antrag des
Hauptjugendausschusses vom 6. Ge-
werkschaftstag der IG Chemie, Papier
und Keramik beschlossen (s. NACH-
RICHTEN Nr. 10/1963).

Durch neue Aktionsvorschläge und
Beschlüsse wurde dieses Aktionspro-
gramm inzwischen von den Gewerk-
schaftern ergänzt. Zu Beginn dieses
Jahres haben führende Gewerkschaf-
ter mit dem neuen Bundesinnenmini-
ster Lücke Gespräche über die Not-
standsgesetzgebung geführt. Die Ge-
spräche dienten der Aufweichung der
gewerkschaftlichen Anti - Notstands-
front.

Warum wurde nicht längst vom Bun-
desvorstand des DGB die u. a. vom
Gewerkschaftstag der IG Druck und
Papier in Berlin vorgeschlagene Kon-
ferenz mit allen gewerkschaftlich or-
ganisierten Bundestagsabgeordneten
durchgeführt, warum nicht die von
mehreren Gewerkschaftsgremien an-
geregten gemeinsamen Veranstaltun-

gen mit den Professoren, die sich schon
im vorigen Jahr mit ihrem Anti-Not-
standsappell an den DGB wandten, um
durch diese Maßnahmen die Front der
Notstandsgegner zu stärken?

Die Kräfte, die der Demokratie mit
den Notstandsgesetzen den Garaus
machen wollen, sind bisher in der
Verfolgung ihrer Restaurations-,
Rüslungs- und Notstandspolitik
äußerst beharrlich und konsequent
gewesen. Der scheinbar so kon-
ziliante Minister Lücke hat sich als
Wohnungsminister nicht gescheut,
ohne Rücksicht auf die dadurch
über Millionen Mieter (vor allem
Alle, Rentner und Kinderreiche)
gebrachte Not, das in Deutschland
seit mehr als vier Jahrzehnten be-
stehende soziale Mietrecht zu be-
seitigen.

Der Vorsitzende des DGB, Ludwig
Rosenberg, hat seine Betrachtung zum
letzten Jahreswechsel mit der Feststel-
lung beendet: „Macht ist nicht alles —
Recht ist viel mehr — Recht ohne
Macht aber ist zuwenig — denn es
wird uns nichts geschenkt — auch nicht
in diesem Jahr!" — Der DGB als
stärkste Massenorganisation ist eine
gewaltige Macht, wenn er seine orga-
nisierte Kraft einsetzt. Und das Recht,
die Wissenschaft und das Volk stehen
in diesem Kampf um die Demokratie
auf seiner Seite. Handeln wir also, um
dem Recht und der Demokratie und
damit dem Frieden und dem sozialen
Fortschritt für immer in unserem Land
eine sichere Heimstatt zu verschaffen.

Adalbert W., Schwelm

Kein Pardon dem Faschismus!

Mit Recht stellt Carsten L. aus Celle
in den NACHRICHTEN Nr. 4/1966
nach den Erfolgen der nazistischen
NPD bei den bayerischen und ham-
burgischen Wahlen die Frage: „Ist es
nun wieder .soweit'?“ — Jawohl, es ist
in der Bundesrepublik wieder „so
weit“, daß der Kreisvorsitzende der
NPD, Josef Truxa, am 18. Juni 1965
im „Mathäser am Hasenbergl“ in Mün-
chen im unverfälschten Goebbels-
Streicher - Jargon erklären konnte:
„ Verbrechen im\nationalsozialistischen
Deutschland hat es nicht gegeben. Diese
Verleumdungen sind nur eine Propa-
ganda des internationalen Juden-
tums und der Judenpresse.' So berich-
tet Götz-Dieter Nerlich in der Zeitung
„Metall“, der noch viele Aussprüche 

von NPD-Rednern zitiert, die an dem
faschistischen Geist dieser Partei kei-
nen Zweifel lassen.

Die KPD, der auch ihre ärgsten Geg-
ner nicht die Verbreitung von Rassen-
und Völkerhaß vorwerfen können
und deren Vorsitzender, Max Rei-
mann, sich jetzt erneut in einem Ge-
spräch mit dem Intendanten Otto
Schönfeld aus Düsseldorf zum Wort-
laut und Geist des Grundgesetzes der
Bundesrepublik bekannte, ist seit nun-
mehr fast zehn Jahren verboten. Die
„Deutsche Soldaten- und National-
Zeitung“ kann unangefochten seit
mehr als fünfzehn Jahren als Schritt-
macher für eine neue faschistische
Partei wirken, wie sie nun in der NPD
in gefährlichster Form Gestalt ange-
nommen hat. Die CDU aber hat in
Neustadt (Schleswig-Holstein) dem
stellvertretenden Vorsitzenden der
NPD in diesem Land zum Amt des
Zweiten Bürgervorstehers mit ihren
Stimmen verhalfen!

Auch die NSDAP war in ihren Anfän-
gen klein und scheinbar ungefährlich.
Die Unterschätzung der von ihr aus-
gehenden Gefahr wurde teuer bezahlt.
Darum darf es für den Faschismus
diesmal schon in seinen Anfängen kei-
nen Pardon geben! Es ist gut, wenn die
Gewerkschafter in Nürnberg, Wupper-
tal und anderen Orten entschieden
gegen die NPD aufgetreten sind. Aber
in diesem Falle: Wenn es niemand
anders tut, sollten dann nicht die Ge-
werkschaften beim Bundesverfassungs-
gericht das Verbot der NPD, der
„Deutschen Soldaten- und National-
Zeitung“ und anderer nazistischer und
militaristischer Organisationen und
Organe beantragen?

Arthur B., Bremen

Teure Stadt Berlin

Dem Berliner Senat bereitet der Rück-
gang des Zuzugs westdeutscher Ar-
beitnehmer erhebliche Sorgen. Wäh-
rend noch 1964 rund 22 000 Arbeit-
suchende nach Berlin kamen, fiel diese
Zahl 1965 auf 18 000. Sie verminderte
sich gegenüber dem Vorjahr damit um
rund 25 Prozent. Der Senat schätzt,
daß von den 'bisher nach Berlin ver-
mittelten 90 000 Arbeitnehmern mehr
als 20 Prozent die Stadt wieder ver-
lassen haben, und zwar einmal, weil
sie keine entsprechenden Wohnungen
in Berlin gefunden haben und zum an-
deren die Verdienstmöglichkeiten in
Berlin schlechter als in der Bundes-
republik sind.

Nun wird zwar vom Senat der Stadt
Berlin behauptet, daß die Wirtschaft
erheblich aufgeholt, sich modernisiert
und bemerkenswerte Exporterfolge er-
zielt habe. Tatsache ist aber, daß Ber-
lin ohne erhebliche Subventionen nicht
lebensfähig ist. In den Jahren 1951 bis
1965 betrug die Hilfeleistung der Bun-
desrepublik für Berlin 38,84 Milliar-
den DM.
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Not der Alten
Nadi den Feststellungen des Statisti-
schen Bundesamtes leben zur Zeit in
der Bundesrepublik mehr als 6,1 Mil-
lionen Mensdien, die über 65 Jahre
alt sind. Ihr Anteil an der Gesamtbe-
völkerung beträgt damit 11,1 Prozent.
Im Jahre 1975 wird diese Zahl auf rund
8 Millionen = 13,9 Prozent der Ge-
samtbevöJkerung ansteigen. 6,9 Pro-
zent dieser alten Mensdien wohnen
nach amtlichen Feststellungen in einer
.Notwohnung, das heißt in Kellern,
Mansarden und ähnlidien Behausun-
gen.

Häufig sind diese Unterkünfte ohne
Küche oder Kochnische, schwer
heizbar und feucht, und in den mei-
sten Fällen ohne Toilette, von einem
Bad ganz zu schweigen. Die Mehr-
zahl dieser alten Leute wartet seit
vielen Jahren auf einen Platz im
Alters- oder Pflegeheim, der ihnen
eine menschenwürdigere Unterkunft
für ihren Lebensabend bietet.

Aber nach den Angaben der Bundes-
arbeitsgemeinschaft der freien Wohl-
fahrtspflege stehen nur etwa für rund
vier Prozent der alten Mensdien in der
Bundesrepublik Wohn- oder Pflege-
heime zur Verfügung. Der Städtetag
errechnet einen Fehlbetrag von 8,3
Prozent, und das heißt, daß in der
Bundesrepublik 250 000 Pflegeplätze
fehlen.

Der Bundeslagsausschuß für Sozial-
politik ist immer wieder darauf hinge-
wiesen worden, wie notwendig die Be-
schaffung menschenwürdiger Wohnun-
gen für alte Menschen geworden ist.
Die Wohnungsnot wächst für diesen
Teil unserer Bevölkerung zusehends,
nicht zuletzt auch darum, weil viele
Hausbesitzer ihre Wohnungen lieber
an jüngere zahlungskräftige Ehepaare
vermieten, als an die von bescheide-
nen Renten lebenden Alten.

Für den Bau von Kleinwohnungen für
alte Mensdien stehen außer den allge-
meinen Förderungsmitteln an Bundes-
mitteln jährlidi 12 Millionen DM zur
Verfügung. Will man aber den hohen
Bedarf abbauen, müßten jährlidi min-
destens zehn- bis fünfzehntausend
neue Wohn- und Heimplätze geschaf-
fen werden, wobei die Kosten für
einen Platz im Altersheim zwischen
20 000 und 40 000 DM liegen.

20 Milliarden DM pro Jahr für eine
überflüssige und gefährliche Rüstung
auf der einen Seite, und andererseits
menschenunwürdige Unterkünfte für
alte Menschen, die ihr Leben Jang ge-
arbeitet und auf einen ruhigen Lebens-
abend Anspruch haben, weil eine be-
scheidene Summe zum Bau von Alters-
heimen und Pflegeplalzen in dem Rie-
senhaushalt der Bundesregierung nicht
zur Verfügung gestellt werden kann —
das ist das Charakteristikum eines
Staates, in dem eine Partei die Herr-
schaft führt, die sich nidit schämt, das
Wort „Christlich" in ihrem Partei-
namen zu führen. Sr.

Blick in die Welt

IBFG für
friedliche Konfliktlösungen

Der Internationale Bund Freier Ge-
werkschaften (IBFG) hat in seinem
Mai-Aufruf die Regierungen aller Län-
der aufgefordert, Streitigkeiten grund-
sätzlich am Konferenztisch zu berei-
nigen. Weiter sprach sich der IBFG für
eine allgemeine kontrollierte Abrü-
stung aus; die Regierungen sollten sich
darüber verständigen. Noch immer
müsse mehr als die Hälfte der Erd-
bevölkerung hungern. Die Rüstungs-
beschränkung und Abrüstung könnte
jedoch gewaltige Summen für den
Kampf gegen Hunger und Not frei-
machen.

Ferner forderte der IBFG eine stär-
kere wirtschaftliche Unterstützung der
jungen Nationalstaaten durch die In-
dustrienationen. Die soziale Gerech-
tigkeit müsse auch im internationalen
Rahmen verwirklicht werden.

Arbeiferkonferenz der Osfseeländer

Das „Ständige Komitee der Ostseelän-
der, Norwegens und Islands" hat auf
seiner Tagung in Malmö (Schweden)
die Einberufung der IX. Arbeiterkon-
ferenz in der Zeit vom 10. bis 17. Juli
1965 nach Rostock beschlossen. Das
Komitee lädt die Gewerkschafter die-
ser Länder zur Teilnahme ein und for-
dert sie auf, Delegierte zu wählen und
Beobachter zu entsenden. Die Tages-
ordnung lautet:

1. Verständigung und Zusammenarbeit
der Gewerkschaften — wichtigste Vor-
aussetzung für die Sicherung des Frie-
dens im Ostseeraum und in Europa;

2. Gewerkschaftliches Mitbestimmungs-
recht — Bestandteil einer lebendigen
Demokratie.

Die im Komitee vertretenen skandina-
vischen Gewerkschaften und Gewerk-
schaftsgruppen sind Mitglieder des In-
ternationalen Bundes Freier Gewerk-
schaften (IBFG). Während in der Ver-
gangenheit die Teilnehmer an den Ar-
beiterkonferenzen aus den Anlieger-
staaten der Ostsee, aus Norwegen
und Island fast ausnahmslos als Man-
datsträger ihrer Gewerkschaften auf-
treten konnten, waren die teilnehmen-
den Gewerkschaftsmitglieder aus der
Bundesrepublik dagegen nur privat
vertreten. Der DGB hat es bisher ab-
gelehnt, Delegierte und Beobachter zu
diesen Konferenzen zu schicken.

Streik in Schweden abgewendet

In Schweden konnten Anfang April die
seit 1945 längsten und hartnäckigsten
Tarifstreitigkeiten beigelegt werden.
Die Tarifparteien hatten bereits meh-

rere hundert Millionen Kronen für
einen großen Arbeitskampf flüssig ge-
macht. Während die Gewerkschaften
für rund 850 000 Arbeitnehmer den
Streik vorbereiteten, drohten die Un-
ternehmer mit der Aussperrung von
fast 750 000 Arbeitnehmern.

Der neue Vertrag für die Beschäftigten
aller bedeutenden Berufsbranchen gilt
für drei Jahre und sieht eine stufen-
weise Verkürzung der Arbeitszeit von
45 auf 42l/s Stunden mit vollem Lohn-
ausgleich vor. Die Arbeitszeit soll je-
weils am 1. Februar 1967, 1. Februar
1968 und 1. Januar 1969 um 50 Minuten
herabgesetzt werden. Die generelle
Lohnaufbesserung beträgt 20 Oere die
Stunde bei einer weiteren Verbesse-
rung um 9 Oere für sogenannte Nied-
riglöhne. 1968 wird eine weitere Lohn-
aufbesserung um 14 Oere in Kraft tre-
ten. Als Niedriglöhne gelten solche,
die um mindestens 5 Prozent unter
dem durchschnittlichen Stundenlohn
liegen. Dieser wurde für die Industrie
mit 8,15 Kronen errechnet.

Amerikanische Lokomotivheizer
kämpfen um Arbeitsplatz

Die US-amerikanische Gewerkschaft
der Lokomotivheizer hat im April
mehrere Streiks durchgeführt, die zum
Teil eine beträchtliche Einschränkung
des Eisenbahnverkehrs zur Folge hat-
ten. Die Gewerkschaft mußte ihren
Kampf zunächst einstellen, weil ein
Gericht ihr eine Strafe von einer Mil-
lion DM für jeden weiteren Streiktag
und ihrem Vorsitzenden eine persön-
liche Strafe von 100 000 DM täglich an-
gedroht hat.

Die Lokomotivheizer kämpfen um
ihren Arbeitsplatz. Die Ersetzung der
Dampflokomotiven durch Elektro- und
Dieselloks hat die Funktion des Hei-
zers erübrigt. Die Gewerkschaft for-
dert die Umschulung der Heizer zu Lo-
komotivführern bzw. ihre Weiterbe-
schäftigung aus Sicherheitsgründen als
Ausguckposten. Darauf sind die pri-
vatwirtschaftlich betriebenen Eisen-
bahnen in den USA nicht eingegangen.

Steigende US-lnvesfifionen

Die US-amerikanische Industrie will in
diesem Jahr ihre Auslandsinvestitio-
nen um 24 Prozent auf 8,8 Milliarden
Dollar steigern. Der größte Teil dieser
Mittel soll dem Ausbau von Zweig-
werken in Westeuropa und Kanada
dienen. 1965 wurden in Europa 2,2
Milliarden Dollar investiert, die nach
Berechnungen der amerikanischen Re-
gierung in diesem Jahr auf 3,5 Milliar-
den Dollar steigen werden. Die Schwer-
punkte der Investitionstätigkeit liegen
wiederum in Belgien, Großbritannien
und vornehmlich in der Bundesrepublik.
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DGB vernachlässigt
seine Führungsaufgabe

An dio in der Vergangenheit nicht genügend
wahrgenommene Führungsaufgabe, insbesondere
in Fragen von grundsätzlicher Bedeutung, er-
innert Kurt Brumlop im Mai-Heft der „Gewerk-
schaftspost" (IG Chemie-Papier-Koramik) den
Deutschen Gewerkschaftsbund, anläßlich des be-
vorstehenden DGB-Kongresses:

.Der DGB selbst kann als Dach-
m 1 Organisation in Tarifverhand-

lungen nicht eingreifen. Seine
Aufgaben liegen auf dem Gebiet
der allgemeinen Gewerkschafts-
politik. Man möchte wünschen,
daß der DGB die Führungsrolle,

zu der er in diesen Fragen berufen ist, ener-
gisch wahrnimmt. In den letzten Jahren ist die
Initative auf diesem Gebiet nicht immer beim
DGB gewesen. In der Notstandsfrage z. B. ha-
ben die Professoren und die IG Metall eine
aktivere Rolle gespielt als der DGB.

Sehr zurückhaltend verhielt sich der DGB auch
in der Frage unserer Beziehungen zu den öst-
lichen Nachbarvölkern. Hier haben die Gewerk-
schaft OTV und ihr Vorsitzender Heinz Kluncker
die Initiative ergriffen, während es bisher im-
mer noch nicht ganz klor ist, ob und wann eine
Studienkommission des DGB in die Sowjetunion
fährt.

Erfreulicherweise hat sich der DGB in der Frage
der Ausweitung der qualifizierten Mitbestimmung
weitaus stärker engagiert als in Notstandsfragen
und Ostwestbeziehungen. Aber auch in diesem
Fall lag die unmittelbare Initiative bei Einzel-
gewerkschaften, hier vor allem bei der IG Che-
mie, Papier, Keramik.

Es ist für eine Spitzenorgansation gewiß nicht
einfach, unterschiedliche Auffassungen und Ten-
denzen ihrer Mitgliedsverbände unter einen Hut
zu bringen. Das soll nicht verkannt werden.
Diese Schwierigkeiten befreien den DGB aber
nicht von der Aufgabe, seine Koordinierungs-
und Führungsrolle entschlossen wahrzunehmen.
Er wird dabei umso mehr Erfolg haben und die
Zustimmung der überwältigenden Mehrheit aller
Gewerkschafter finden, je weniger er sich von
außergewerkschaftlichen Kräften beeinflussen
läßt.'

Keine Reden mehr
zum Fenster hinaus

In ihrer Mai-Ausgabe begrüßt die Zeitung der
IG Borgbau und Energie, „einheit", den Kontakt
zwischen SPD und SED. Das Blatt schreibt u. a.:

licher Weise

«Ein paar Jahre früher wäre bei
uns der Teufel losgewesen, wenn
die Sozialdemokraten Antworten
auf SED-Briefe geschrieben hät-
ten und auf das Angebot eines
Redneraustausches eingegangen
wären. Man hätte sie in gräß-

verketzert und die alte Adenauer-
Platte neu aufgelegt, derzufolge einstmals ,alle
Wege der SPD nach Moskau führen’ sollten.
Aber Polemiken dieser Qualität funktionieren
heute nicht mehr. Dio SPD gilt längst als so
,sicher’ wie die CDU, man bescheinigt ihr Re-
gierungsfähigkeit, und es wäre irrwitzig, zu ver-
suchen, sie an den Rand des Staates zu drän-
gen . . .

Es ist erstaunlich, wie breit die Front der Zu-
stimmung zu dem Entschluß der SPD, den direk-
ten Schlagabtausch mit der SED aufzunehmen,
inzwischen geworden ist. Daß die Sozialdemo-
kraten dio öffentliche Meinung auf ihrer Seile
haben würden, war von vornherein klar. Lange
genug hat man darauf gewartet, daß einer dio
bis zum Überdruß beschworene, ,geistige Aus-

einandersetzung mit dem Kommunismus end-
lich auch einmal praktiziert: eben nicht durch
Reden zum Fenster hinaus, sondern durch haut-
nahe Konfrontation mit dem Gegner. Die Deut-
schen haben die Monologe satt.

Auch in den Parteien der Koalition gibt es mehr
nickende als schüttelnde Köpfe. Die Freien De-
emokroten, stets für mutigere Bewegung in der
deutschen Frage, hoben laut Beifall geklatscht.
Fraglos würden sie sich sehr viel mehr in Ost-
Wesl-Kontakten engagieren, müßten sie nicht
letzten Endes doch geziemende Rücksicht auf die
christ-demokratischen Koalitionspartner nehmen.
CDU und CSU kommen tatsächlich in der Ost-
politik nur zaudernd in Gang - am Fuß immer
noch die Kugel gesamtdeutscher Sterilität, zwei
Jahrzehnte mittlerweile alt und nicht ohne wei-
teres zu demontieren . . .*

Für gesamtdeutsche Initiativen

Die „Gewerkschaftspost", das Zentralblatt der
IG Chemie-Papier-Keramik, begrüßt in ihrer
Mai-Ausgabe das in Gang gekommene gesamt-
deutsche Gespräch. Die Zeitung schreibt:

.Die offenen Briefe der SPD und
SED und die geplanten Versamm-
lungen in Korl-Marx-Stadt (Chem-
nitz) und Hannover sind eine po-
litische Sensation ersten Ranges.
Dessen muß man sich bewußt
sein. Manchem kalten Krieger

blieb neuerdings das Wort buchstäblich in der
Kehle stecken, er schluckte nur noch vor schlecht
verhehltem Grimm! Man kann zu einer gesamt-
deutschen Vorwärtspolitik nur gratulieren, trotz
der Abwarlestellung Ludwig Erhards und der
wütenden Ausfälle von Strauß gegen Mende.
Aber, bitte nun auch keinen gesamtdeutschen
Überschwang! . . .

Wie wäre es aber, wenn der DGB-Bundeskon-
greß sich in den kommenden Maitagen des Jah-
res 1966 auf einige Gedanken der DGB-.Erklä-
rung zur Wiedervereinigung Deutschlands' vom
1. Mai 1957 besinnen würde?”

der Notstandsgesetze — und das ist kein Gefühl
mehr, sondern nahezu eine Gewißheit — mehr
darauf ankommt, gegen die Gewerkschaften ein
Druckmittel in der Hand zu haben, das sie an-
wenden können, wann immer sie es für richtig
erachten. Noch immer steht das Wort des Ar-
beitgeber-Altpräsidenten Paulssen Im Raum, ge-
gen die Lohnforderungen der Gewerkschaften
könne man erst dann schärfer angehen, wenn
entsprechende Notstandsgesetze da wären . . ."

Gewerkschaften — notwendig wie je

In einem Überblick über die Aufgaben der Ge-
werkschaftsbewegung in der Bundesrepublik
schreibt der IG Metall-Vorsitzende Otto Brenner
aus Anlaß des 1. Mai in der Zeitung „Metall"
vom 19. April 1966:

- „Es gilt, die sich vor uns auf-
/l\ türmenden Schwierigkeiten zu

/|fX\ meistern. Oberflächlich betrach-
//S/\\ ,et' scheint alles in Ordnung zu

—±_j sein. Alle sprechen sich für den
Frieden aus. Aber wenn man
genauer hinsieht, verbirgt sich

unter der Oberfläche so allerhand. Da ruft man
noch Atomwaffen, nach Grenzkorrekturen, und
da wird kräftig weiter gerüstet, obwohl der
Abrüstungsgedanke international ständig an Bo-
den gewinnt. Es gibt militärische Konflikte, die
sich jederzeit zum Weltbrand ausweiten können.
Alle sind für die Freiheit. Aber unter dem Vor-
wand, die Freiheit zu schützen, werden Ge-
setze und Verordnungen verabschiedet und vor-
bereitet, mit denen schließlich jegliche Freiheit
erstickt werden kann. Schon wird eine formierte
Gesellschaft propagiert. Das einzige, was man
sich darunter vorstellen kann, ist dies: Jeder
bleibt an seinem Platz in der Gesellschaft und
behält, was er hat — oder auch nicht hat. Jeder
spricht sich für den sozialen Fortschritt aus.
Aber sobald konkrete Forderungen auf dem Tisch
liegen, wird so getan, als stünde der Ruin der
Wirtschaft unmittelbar bevor. Auch die kleinste
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingun-
gen muß erkämpft werden. Gewerkschaften sind
in dieser Periode für den einzelnen genauso
notwendig wie in der industriellen Frühzeit."

Freundliches Gesicht keine Garantie

Im April-Heft 1966 der „Holzarbeiter-Zeitung"
warnt der verantwortliche Redakteur Peter Rie-
mer davor, auf die verschiedenen Argumente der
Notstandsbefürworter hereinzufallen:

... .... Da ist einmal die natio-
■vSÄ nale Trommel, die fleißig ge-
2™“* rührt wird. Angeblich hindern
MbmA uns die alliierten Vorbehalts-
■OUl rechte daran, wirklich frei und

souverän zu sein. Abgesehen da-
von, daß das gar nicht stimmt -

auch mit eigenen Notstandsgesetzen gibt es be-
stimmte Vorbehaltsrechte uns kann dieses
nationale Tränendrücken nicht beeinflussen. Die
andere Begründung für einen Sinneswandel sehen
manche Leute in der Person des dritten Innen-
ministers dieser Republik, der sich mit den Not-
standsgesetzen beschäftigt, Paul Lücke. Nun,
Lücke ist ein ehrenwerter Mann, und alle, alle
sind sie ehrenwert. Fest steht aber auch, daß er
noch wie vor mit den Entwürfen seines Vor-
gängers Höcherl arbeitet. Denn: Minister kom-
men, Minister gehen, die Ministerialbürokratie
bleibt bestehen. Das freundliche Gesicht des
Ministers, ist noch lange keine Gewähr, daß wir
die Notstandsgesetze akzeptieren können.

Beharrlich schweigt man sich in Bonn darüber
aus, was es mit dem sogenannten inneren
Notstand auf sich hat. Angeblich sollen alle
Notstandsgesetze nur für den .äußeren Not-
stand’, für den Krieg, da sein. Wir haben aber
das ungute Gefühl, daß es den Befürwortern 

Soziale Sicherheit
durch Mitbestimmung

In einer im Auftrage des DGB durchgeführten
Umfrage haben die meisten Befragten die so-
ziale Sicherheit als die wichtigste gewerkschaft-
liche Forderung bezeichnet — noch weit vor der
Mitbestimmung. Dazu schreibt das Funktionär-
organ des DGB, „Die Quelle", im April-Heft:

.Für uns sollte dies ein Anlaß
sein, den Zusammenhang zwi-

I IJbQ sehen Mitbestimmung und sozia-
ler Sicherheit mehr noch als bis-
her aufzuzeigen. Es gibt dafür
aus dem Steinkohenbergbau und
aus der Eisen- und Stahlindu-

strie genügend überzeugende Beispiele. Schließ-
lich ist es kein Zufall, daß betriebliche Sozial-
pläne, die Härten bei Umsetzungen und Ent.
lassungen gemildert und oft genug den sozialen
Abstieg verhindert haben, nur in den Unterneh-
men durchgesetzt werden konnten, in denen es
eine qualifizierte Mitbestimmung gibt.

Strukturelle Veränderungen unserer Wirtschaft,
die auf eine größere Effektivität gerichtet sind,
können und sollen durch die Mitbestimmung
nicht verhindert werden. Doch auf die Frage,
durch wen und auf welche Weise die Intereseen
der Menschen in solchen Anpassungsprozessen
wirksam vertreten werden können, gibt es nur
eine Antwort: durch starke Gewerkschaften und
mit Hilfe der MitbestimmungI'
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TERMIN

KALENDER

■ 9.—14. Mai
7. Kongreß des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes in Berlin

■ 31. Mai — 4. Juni
Kongreß der Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft
in Hamburg

■ 4. Juni
75-Jahr-Feier der IG Metall in
Frankfurt

■ 20.—25. Juni
Gewerkschaftstag der IG Bau-Steine-
Erden in Bremen

■ 28. August — 2. September
Gewerkschaftstag der Gewerkschaft
Holz in München

■ 4.—9. September
Gewerkschaftstag der IG Chemie-
Papier-Keramik in Dortmund

■ 11.—16. September
Gewerkschaftstag der Gewerkschaft
Nahrung, Genuß, Gaststätten in
Bremen

■ 13.—16. September
Betriebsräte- und Vertrauensleute-
konferenz der IG Metall in Karls-
ruhe

IG Metall sprach mit Professoren

In einer mehrstündigen Unterredung
erörterten die Professoren M. Drath,
K. A. Wolf und H. Glubrecht von der
Vereinigung Deutscher Wissenschaft-
ler e. V. mit dem Vorsitzenden der In-
dustriegewerkschaft Metall, Otto Bren-
ner, am 16. April in Frankfurt am Main
die Besorgnisse, die sich aus dem
gegenwärtigen Stand der Notstands-
diskussion ergeben. Es wurde verein-
bart, die Konsultationen fortzusetzen.

Zu guter Letzt:

Auf einer Veranstaltung des Arbeit-
geberverbandes der Versicherungs-
unternehmen hat vor einigen Tagen
der Oberst im Generalslab, Schall, über
die Übereinstimmung zwischen den
Führungsgrundsätzen der Wirtschaft
und der Bundeswehr gesprochen. Un-
ter dem Beifall der Unternehmer
stellte er fest, daß genau wie bei der
Bundeswehr auch in den zivilen Un-
ternehmen „Disziplin und Gefolg-
schaft“ Grundlagen moderner Füh-
rungsprinzipien werden müßten.

Man kann sich durchaus vorstellen,
daß die Unternehmer an diesem Ver-
gleich Gefallen finden: Statt Mitbestim-
mung der Arbeitnehmer den Betrieb
als Kasernenhof, das scheint die Ideal-
vorstellung der bundesdeutschen Un-
ternehmer zu sein.

Frauenarbeit nicht für „Luxus“

Die überwiegende Mehrheit ist zum Erwerb gezwungen

Gewerkschaften gegen Diskriminierung der Frau

Das Statistische Bundesamt hat Angaben über die Erwerbstätigkeit der Frauen
veröffentlicht, die für eine Beurteilung der Lage arbeitender Frauen sehr inter-
essant sind. Das Material bezieht sich zwar auf das Jahr 1961, ist also nicht ganz
neu, dürfte aber dennoch auch für die Gegenwart in vollem Umfang repräsen-
tativ sein.

Insgesamt gab es 1961 19,8 Millionen
Familien, in denen 13,5 Millionen Ehe-
frauen und 5,0 Millionen weibliche
Familienvorstände lebten. Von diesen
18,5 Millionen Frauen waren 5,8 Mil-
lionen erwerbstätig, nämlich 32 Pro-
zent der Ehefrauen und 28 Prozent der
weiblichen Familienvorstände.

Ganz offensichtlich ist der weit über-
wiegende Teil der Familien auf ein
Einkommen und damit auf die Erwerbs-
tätigkeit der arbeitsfähigen Frauen an-
gewiesen. Von dieser Sachlage, näm-
lich, daß in der Mehrzahl der Fälle die
Frau „zum Familieneinkommen bei-
tragen will oder muß", d. h. daß sie
fast ausschließlich aus finanziellen
Gründen zur Arbeit geht, ist nämlich
auch das Statistische Bundesamt über-
zeugt.

Erhärtet wird diese Tatsache noch
durch die Feststellung der Statistiker,
daß in der genannten Zahl von Fami-
lien 10,7 Millionen Mütter von Kin-
dern unter 15 Jahren leben, von denen
nicht weniger als 3,6 Millionen er-
werbstätig sind. Fast jede dritte Mut-
ter und Ehefrau übt eine Erwerbstätig-
keit aus, während von den verwitwe-
ten, geschiedenen, unverheirateten und
getrennt lebenden Müttern fast 58 Pro-
zent arbeiten gehen; geschiedene und
ledige Mütter sind sogar zu 71 bzw.
84 Prozent gezwungen zu arbeiten.

Es zeigt sich also, daß

■ in einem Viertel aller Familien in
der Bundesrepublik der Familienvor-
stand weiblich und damit die Frau der
Haupt-, meist sogar der alleinige Ver-
diener ist,

■ ferner jede dritte Ehefrau und jede
dritte Mutter zur Erwerbstätigkeit ge-
zwungen ist, um das Familieneinkom-
men aufzubessern.

Diese Ergebnisse bestätigen erneut,
wie völlig ungerechtfertigt die immer
wieder vertretene Behauptung ist,
Frauenarbeit würde zur Mehrheit nur
des „zusätzlichen" Verdienstes wegen
betrieben, nämlich um Luxus, Reisen
oder doch zumindest eine unnötig hohe
Lebenshaltung finanzieren zu können.
Das ergibt sich nicht zuletzt auch aus
der Tatsache, daß — wie selbst die
amtliche Statistik feststellt — „dop-
pelte Belastung durch Haushaltfüh-
rung und Beruf, bei Müttern sogar drei-
fache Belastung, da die Kinder ja be-
treut und erzogen werden müssen",
in Kauf genommen werden muß.

Obwohl also die Familien der Arbei-
ter und Angestellten auf die Löhne
und Gehälter der Frauen genauso an-
gewiesen sind wie auf die der Männer,
ja obwohl dies in sehr vielen Fällen
die einzigen Einkommen sind, ist die
Unterbezahlung der Frauen in den
letzten Jahren fast unverändert ge-
blieben. Immer noch beträgt der
Durchschnittslohn des weiblichen Fach-
arbeiters nur 70 Prozent desjenigen
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des männlichen. Weibliche Angelernte
und Hilfsarbeiter erhalten nur 73 bzw.
78 Prozent des Lohnes ihrer männ-
lichen Kollegen.

Die gleichen Unterschiede bestehen
immer noch bei den Angestellten. In
der Leistungsgruppe II beträgt der
Unterschied 21 Prozent, in der Lei-
stungsgruppe III 23 Prozent, in der
Leistungsgruppe IV 25 Prozent und in
der Leistungsgruppe V 23 Prozent.

Natürlich sind diese Unterschiede zum
Teil dadurch bedingt, daß Frauen vor-
nehmlich in solchen Zweigen der Wirt-
schaft arbeiten, in denen die Löhne
und Gehälter allgemein niedriger lie-
gen als in den Bereichen, in denen
fast ausschließlich Männer arbeiten.
Aber im wesentlichen beruht die Diffe-
renz nach wie vor auf der Unterbezah-
lung der Frauen. Immer noch bleibt es
eine wichtige Aufgabe der Gewerk-
schaften, die Diskriminierung der Frau
am Arbeitsplatz zu beseitigen. M. W.
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